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0 bir. zur Beſoldung eines Geſandten für Oldenburg, Braunſchweig, 
Lippe⸗Schaumburg, Waldeck uud Pyrmont, 1800 Thlr. zur Anſtellung eines 
Peeiten Legations⸗Secretairs in Wien und 1000 Thlr. zur Erhöhung der 
de ann für den dortigen Geſandten, 3000 Thlr. zur Anſtellung 
je eines Kanzliſten dei den Geſandtſchaſten in Florenz und im Haag, 
6000 Thlr. Dotation für einen Conſul in Moskau, 12,800 Thlr. Dotation für 
das General⸗Conſulat in Newport, 3500 Thlr. Dotation für einen Conſul in 
zur Gebaltsaufbeſſerung der betreffenden Beamten. 
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tion in jeder Beziehung als vollendete Thatſache zu betrachten 
iſt, welche ſich nach allen Seiten hin geſchäftlich wirkſam macht. 
Warum ſollte bis 1868 f werden in der etatsmäßigen Anerkennung 
eines Vethältniſſes, welches ſchon jetzt beſteht und deſſen Fortdauer während 
des Jahres 1867 mit aller Sicherheit anzunehmen iſt? Der Zuwachs der 
Geſchäfte läßt ſich noch nicht mit detaillirter Genauigkeit angeben. Die größere 
Rückſicht iſt aber auf die moraliſche Seite der Sache zu legen. Das erhöhte 
Selbſtgefühl, mit welchem ſeit den letzten großen Ereigniſſen jeder Preuße im 
Auslande ſich als Vertreter eines mächtig aufblühenden Gemeinweſens fühlt 
und geltend zu machen ſucht, macht doppelt empfindlich den Abſtand, welcher 
in der finanziellen Situation zwiſchen nnſeren und den Vertretern der übrigen 
Großmächte wahrzunehmen iſt. Die geſteigerte Entfaltung unſerer auswärti⸗ 
ar re N es nothwendig, daß für die Würde unſerer Repräfentation 
mehr geſchieht. . 

Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen erlaube ich mir, auf die einzelnen 
Gebiete überzugehen. Sie finden da zunächſt eine Mehrforderung für zwei 
vortragende Räthe und Im Expedienten. Der Grund davon, daß dieſe Ver⸗ 
mehrung jetzt auf einmal gefordert wird, liegt in den Verhältniſſen der letzten 
vier Jahre. Die Ausdehnung der Geſchäfte hatte ſchon im Jahre 1863 ſolche 
Dimenſionen gewonnen, daß ſie die Einrichtung einer neuen Rathſtelle ver⸗ 
langt hatten; die zweite iſt jetzt ebenfalls unabweislich. Ferner iſt eine neue 
Stelle im Central⸗Bureau Bedürfniß und ebenſo eine Beſoldungszulage für 
die Beamten der geheimen Regiſtratur, der geheimen Kanzlei und des Chiffrir⸗ 
Burkau's. Ferner bemerke ich zu dem Gehalte des Kaſſen⸗Secretärs, daß 
ſchon früher von Ihnen der Wegfall von 200 Thlrn. von ſeinem Gehalte 
beſchloſſen wurde; das iſt geſchehen; trotzdem aber wird für den Etat von 
1867 die Gewährung dieſer Summe wiederum erbeten, da die Geſchäfte des 
betreffenden Beamten einen bedeutenden Zuwachs erhalten haben. Bei den 
Anſätzen für die Gehälter der geſandtſchaftlichen und Conſulatsbeamten finden 
Sie eine Erhöhung, deren Beantragung aus der Rückſicht auf den beſonderen 
Geſchäſtsumfang und die localen Verhältniſſe hervorgegangen und vorher der 
gründlichſten Erwägung unterzogen worden iſt. Es ſind Erhöhungen bean⸗ 
tragt bei 9 Geſandiſchafts⸗ und 12 Conſulatspoſten: es ift vorgeſchlagen die 
Miſſionen in Paris, Petersburg und London auf 32,000 Thlr. zu bringen, 
während die beiden erſteren bisher auf 25,000 Al eſtellt waren; die 
Miſſionen in Wien und Florenz ſollen auf 25,000 Thlr., die in Konſtantinopel 
auf 20,000 Thlr. gebracht werden. Der Vergleich mit anderen Großmächten 
zeigt, daß ihre Anſätze durch die unſrigen bei Weitem nicht erreicht werden. 
Einen beſonderen Werth legt die königliche Staatsregierung auf die aus⸗ 
kömmliche Dotirung der Poſten für die Geſandiſchaften in Deutſchland; die 
Geſandiſchaft in München ſoll auf 13,000 Thlr., die in Dresden, Stuttgart, 
Karlsruhe und Hamburg auf je 10,000 Thlr., die in Darmſtadt auf 8000 Thlr., 
die in Weimor auf 6000 Thlr. gebracht werden. 


„Ich beſchränke mich hier auf die Bitte, daß diejenigen verehrten Mitglieder 
dieſes hohen Hauſes, welche ſich durch ihre Ueberzeugung verpflichtet finden, 
die Regierung in ihrer deutſchen Politik zu unterſtützen, an dieſen Anſätzen 
nichts ändern. Sie find reiflich erwogen und für nöthig befunden worden. 
Ich habe noch einen Poſten zu erwähnen, deſſen Streichung früher beliebt 
wurde, der jedoch wieder auf dem Etat erſcheint. Es iſt dies der Poſten für 
den Militär⸗ Bevollmächtigten in St. Petersburg. Ich erwähne 
die Sache nicht, um den alten Streit darüber wieder wachzurufen, ſondern um 
Dauer die Ueberzeugung zu gewähren, daß die Erinnerungen, welche in den 
etzten Jahren gegen dieſen Poſten erhoben worven ſind, ſehr reiflich erwogen 
und berückſichtigt worden ſind. Es ſtellen ſich aus dieſen Erinnerungen drei 
Hauptpunkte heraus. Die Wurzel derſelben finde ich in dem Berichte der 
Budget⸗Commiſſion von 1863, in welchem geſagt wird, es ſcheine nicht ange⸗ 
meſſen, neben dem Civil⸗Bevollmächtigten dort noch einen Militär⸗Bevollmäch⸗ 
tigten zu halten. Es ſcheint mir, daß hierbei und bei dem ganzen Streite ein 
Miß verſtandniß obwaltet. Eine diplomat ſche Vollmacht beſitzt dieſer Militär⸗ 
ch habe in einer officiellen Correſpondenz vom 
Jahre 1851 dafür die franzöſiſche Bezeichnung „commissaire militaire* ge⸗ 
funden, welche mir zutreffend erſcheint. Bei 12 — Aukunft wird er, wie es 
überall mit dem Militär⸗Bevollmächtigten der Fall iſt, dem Kaiſer vorgeſtellt; 
ein beſonderes Creditiv hat er nicht, ſondern ſteht in dieſer Beziehung 
allen dieſen Bevollmächtigten gleich. Wenn derſelbe trotzdem am kaiſerlich 
ruſſiſchen Hofe fo beſonders bevorzugt wird und deswegen mitunter auch zu 
diplomatiſchen Dienſten benutzt wird und die guten und freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zu unſerem mächtigen Nachbarſtaate aufrecht zu erhalten dient, jo 
iſt das ein Vortheil, zu dem wir uns Glück wünſchen können. Wir haben 
alſo jenen Einwand nicht weiter zu urgiren. 

„Es iſt ferner mehrfach gejagt worden, wenn der Militärb vollmächtigte 
militäriſche Zwecke verfolge, ſo gehöre er auf den Etat des Kriegsminiſteriums. 
Aber die Urſache davon liegt, was vielleicht nicht allen Herzen bekannt iſt, in 
einem Beſchluſſe dieſes hohen Hauſes vom 20. Februar 1850. Damals wurde 
auf Antrag der Budget⸗Commiſſion (Berichterſtatter Abg. v. Fock) dieſer Poſte⸗ 
von dem Militdretat auf den Etat des auswärtigen Miniſterii verwieſen. In 
der erſten Zeit wurde er bis 1842 anſcheinend aus Milnuärfonds beſtritten, 
kam dann 1848 mit 2700 Thlr. auf den Militäretat, 1851 wurde er im Etat 
des auswärtigen Miniſteriums auf 4000 Thlr. erhöht und beſteht ſeit 1855 
in der jetzigen Höhe; es iſt überhaupt allgemeiner Grundſatz, daß Aemter 
und Commiſſorien im Auslande aus dieſen Fonds des auswärtigen Mini⸗ 
ſterii remunerirxt werden. Wir bezahlen davon die Diäten für den Commiſſar 
des Handelsminiſters in St. Petersburg, der ſich bemüht, einen Handelsver⸗ 
trag mit Rußland zu Stande zu bringen; es wurden davon die Zuſchüſſe für 
den nach Warſchau während des polniſchen Aufſtandes commandirten Offizier, 
für den Militärbevollmächtigten in Frankfurt und die Rhein⸗Schifffahrts⸗ 
Commiſſarien beſtritten, und wir würden uns dem Verlangen des Kriegs⸗ 
miniſters nicht 1 ie können, auch die Diäten für die Militärbevollmäch⸗ 
tigten in Paris, Wien, Florenz zu übernehmen. Uebrigens bin ich auch der 
Anſicht, daß der Herr Kriegsminiſter auf die Berichte dieſes Beamten in St. 
Petersburg großen Werth legt und ich conſtatire, daß dieſe Berichte ſowohl 
dem auswärtigen wie dem Kriegsminiſterium zugänglich ſind, die beide der⸗ 
jelpen nothwendig bedürfen. Ferner iſt im letzten Berichte der Budget⸗Com⸗ 
miſſion geſagt worden, es würde ſich mehr empfehlen, Vertreter von Special⸗ 
waffen in weniger boher Stellung dorthin zu ſchicken; es würde das nützlicher 
fein und weniger Koften verurſachen. Dagegen erwähne ich, daß nur einmal 
auf ganz kurze Zeit dieſes Amt, welches ſonſt immer Majors oder Oberſt⸗ 
Lieutenants verwaltet haben, auf einen General übertragen wurde; außerdem 
aber beſchäftigt uns ja bier auch nicht die Wahl der Perſonen, vielmehr iſt 
die Frage dahin zu formuliren: bedarf der Offizier, welchen die Regierung 
als Vertreter nu Petersburg ſchickt, eine Zulage von 6000 Thlr. oder we⸗ 
niger? Die Frage ift nach allen in dieſer Nichtun gemachten Erfahrungen 
reſſich in Erwägung gezogen worden und dahin - eantworten, daß weniger 
als 6000 Thlr. für einen Offizier, der im Verkehr mit dem kaiſerlichen Hofe 
iſt, nicht angeſetzt werden kann. ö 

n einmaligen außerordentlichen Ausgaben finden Sie alsdann einen Bo: 
ſten von 50,000 Tylr. für den Ausbau des Hotels des auswärtigen Mini⸗ 
ſteriums und 25,000 Thlr. für das Botſchaftshotel in Paris. Es find dies, 
wie man ſchon an ihrer Rundung erkennt, keine Anſchlags⸗, fondern Ueber⸗ 
ſchlags⸗-Summen. Mit dem Ausbau des auswärtigen Piniftertums glaubte 
man jetzt nach Beendigung des Verfaſſungs⸗Confliets vorgehen zu dürfen. 
Leider hat Krankheit den Herrn Miniſter⸗Präſidenten bisher verhindert, unter 
den bereits auf rn Plänen zu wählen. Der andere Poſten von 2500 
Thlr. wird auf Grund der Erwägung beantragt, daß voraus ſichtlich der hohe 
Protector der preußiſchen Ausſtellung auf der Pariſer Induſtrie⸗Ausſtellung 
zu dieſem Zwecke ſich, fo zu jagen, amtlich dorthin begeben und dann im preu⸗ 
ßiſchen Botſchaftshotel reſidiren wird. Der Plan eines Architekten im Betrage 
von 275,000 Frs. wurde abgewieſen; darauf wurde ein neuer Plan borge 
legt, der mit 14 Frs. abſchloß. Eine Antwort iſt noch nicht beſchloſſen. 

Es wird nunmehr zu den einzelnen Einnahme⸗Poſitionen überge 
gangen. Zu Nr. 3 (Paßviſa⸗Gebühren und für Seolaukt ung amtlicher Un: 
terſchriften) erhält das Wort der Abg. Dr. Becker: Die Einnahmen für 
Paßviſa find die allerſchlechteſten für einen Staat. In früheren Jahrbunder⸗ 
ten hat man allerdings den Fremdenverkehr verſteuert, aber dies iſt jetzt ein 
überwundener Standpunkt. Die Vesand motivirt nun die neu ange⸗ 
ſetzte Einnahme für Paßviſa der Geſandiſchaft in Petersburg dadurch, daß 
auch von der ruſſiſchen Regierung ſolche Gebühren erhoben werden. Es iſt 
doch ein ſchlechter Grundſatz, Ungebühr durch Unge abzuwenden nach dem 
Sprichwort: „Schlägft Du meinen Juden, fo ſchlage ich Deinen Juden“. 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Mon 
einmal, an den übrigen Zn zweimal — 2 


Montag, den 26. November 1856. 


(Heiterkeit). Ein ſolches Verfahren befeftipt das Unrecht. Die Regierung bat 
vielmehr allen Grund, dieſe Abgaben ganz abzuſchaffen, da ſie ſonſt dem Aus⸗ 
lande eben nur Grund giebt, ſeinerſeits dieſe beizubehalten. — Die betreff. 
Abgaben treffen das Publikum ſehr ſchwer und Iperiel den kleinen Mann, 
den Arbeiter, Handwerker, Geſchäftstreibenden ꝛc., die nicht ihres Vergnügens, 
ſondern der Geſchäfte halber reiſen. 125 ſelbſt habe für einen deutſchen Ar⸗ 
beiter bei der biefigen franzöſiſchen Geſandtſchaft zwei Civilſtands⸗ Urkunden 
beſorgt, die dem Manne 20 Frs. koſteten. — Einen beſtimmten Antrag will 
ich nicht ſtellen, weil ich es unter den jetzigen Umſtänden für geboten erachte, 
alle nicht durchaus Tee Bedenken gegen den Etat fallen zu laſſen; ich 
hoffe aber, daß die Staatsregierung ſelbſt Veranlaſſung nehmen wird, für das 
Jahr 1868 von dieſen Einnahme⸗Poſitionen Abſtand zu nehmen. 

Regierungs⸗Commiſſar v. Keudell: Die Regierung wird dieſe Anregung 
in Erwägung ziehen. - > 

ig. Graf zu Eulenburg: Ich glaube nicht, daß die Vorſchlage des 
Abg. Dr. Becker ausreichend ſind, um dem Bedürfniß zu genügen; denn 
nicht nur die Lich habe für die Viſa ꝛc. müſſen abgeſchafft werden (hört! 
bört!), ſondern ich habe die ſichere Hoffnung, daß das ganze Viſtrungsweſen 
bald abgeſchafft wird. (Bravo auf allen Seiten des Hauſes.) 

Regierungs⸗Commiſſar v. Keudell: Auch dieſer Wunſch wird erwogen 
werden. (Heiterkeit.) b \ 

; 8 3 wird darauf genehmigt, ebenſo Poſition 4 (Conſulats⸗Intraden) 
ohne Debatte. ? 

Es wird nunmehr zur Berathung über die dauernden Ausgaben 
übergegangen und zwar zunächſt über Tit. 1. = 4 

om Abg. v. Hoverbeck iſt der Antrag geſtellt: 8 
Tit. 1 bei Poſit. 4 — 2600 Thlr. für einen vortragenden Rath, 
» 5 — 1200 Thlr. für einen Expedienten, 7 
„8 — 1200 Thlr. für einen geheim. Regiftrator 4 
im Ordinarium nicht zu bewilligen, dagegen im Extraordinarium vieſes 
Etats einen neuen Tit. 5 für extraordinäre Hilfsarbeiter im Miniſterium 5000 
Thlr. zu bewilligen. Motiv: „Die Mehrarbeit welche aus dem Zutritt 
der neu einverleibten Länder entſteht, gehört nicht in das Ordinarium 
dieſes Etats.“ 8 9 } 
„Die Poſitionen 1, 2 und 3 (Repraͤſentationskoſten, Unterſtaatsſecretär und 
Miniſterialdirector) werden ohne Debatte bewilligt. 

Zu Poſition 4 (Vortragende Räthe, 10 zu 3000 bis 2300 Thlr.) erhält 
das Wort der . 

Abg. v. Hoverbeck: Mein Antrag geht nicht dahin, die für dieſes Jahr 
geforderten Mehrausgaben zu verweigern, ſondern ſie zu bewilligen, aber 
an einer andern telle. Die Staatsregierung hat ſelbſt eingeräumt, daß 
die Vermehrung der Geſchäfte durch den Zutritt der neuen Provinzen 
zu Preußen entſtanden ſei. Nachdem die Annexion einmal beſchloſſen, ind 1 
die Ausgaben nöthig geworden und fie müfjen deshalb bewilligt we den; eine 
definitive Beſchlußfaſſung wünſche ich aber bis dahin vertagt zu ſehen, wo 2 
15 Vertreter der neuen Provinzen an der Berathung hier im Hauſe Theil 
nehmen. ur 

Abg. v. Binde (Hagen): Ich kann nicht recht verſtehen, was für Gründe 
den Herrn Vorredner zu ſeinem Antrage bewegen, er müßte denn, was er 
doch gewiß nicht thut, von der Auffaſſung ausgehen, daß die Einverleibung 
jener Länder ein vorübergebender, extraordinärer, nicht ein dauernder Zuſtand 
iſt; deshalb müſſen die dadurch nöthig gewordenen Mehrausgaben auch im 
Ordinarium bewilligt werden. . ML 

Abg. Tweſten: Auch ich muß mich gegen den Antrag des Abg. v. Ho⸗ 
verbeck erklären, wenn ich mich auch im Princip damit für einverſtanden erklä⸗ | 
ren könnte, weil ich ibn nicht für ausführbar halte. Gehaltszulagen kann 
man nicht in's Extraordinarium ſetzen, wenn ſie dauernd nöthig ſind. Eine 
Redreſſirung würde auch ſehr ſchwierig fein, da fi =] N 
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} : ich ja der ganze Zuſchnitt 
der Geſandtichaften durch die Geſchäftserweiterung nothwendig ändert, der 
nicht im nächſten Jahre gleich wieder beftätigt werden kann! Wenn man die 
Poſition deshalb überheupt bewilligen will, jo muß man fie auch im Ordi⸗ 
narium bewilligen. A 

Abg. Graf Behuſy⸗Huc (gegen den Hoverbeck ſchen Antrag): Eine 
Bewilligung im Extraordinarium würde das nachtheilige Mißverf ändniß here 
vorrufen, als ob die Einverleibung der neuen Länder kein Definitivum, fon 
dern nur ein Propiſorium fein ſollte; ich bin deshalb für Bewilligung im Or , 
dinarium. Die Volksvertreter der neuen Länder werden dadurch in ihren 
Rechten nicht geſchmalert, da fie ja im nächſten Jahre über den Etat mit de⸗ 
ſchließen und dabei ihre Wünſche zur Geltung bringen können. N 

Abg. v. Hoverbeck: Der Herr Vorredner will die eroberten Provinzen 
io behandeln, wie es die Römer mit den Sabinern gethan haben. Ich aber 
will denſelben alle Rechte, auch die des Mitſprechens über ibre Angelegenbeie 
ten, eingeräumt wiſſen. Mein Antrag empfiehlt ſich auch ſchon deshalb, weil 
doch ein Theil der betreffenden Ausgaben auf den Etat des norbveutihen 
Bundes übernommen werden müſſe, und wenn wir dieſe jetzt auf das Extra⸗ 
ordinarium ftellen, eine Trennung derſelben aus unſerem Budget dann leich⸗ 
ter ermöglicht wird. 3 

Abg. Aßmann: Der Antrag Hoverbeck's ift weder zweckmäßig, noch 
durchführbar; denn wir ſind außer Stande, dies Princip auch in allen Con? 
ſequenzen auf die bei den Geſandtſchaften und Conſulaten aus denſelben 
Gründen nothwendig gewordenen Mehrausgaben durchzuführen. 3 

Abg. Dr. Virchow: Ich wünſche deshalb den Antrag Hoverbeck's ange⸗ a 
nommen zu ſehen, damit das Princip gewahrt werde, daß dieſe Angelegenn? 
beiten künftig auf das Parlament des norddeutſchen Bundes übertragen wer⸗ 
den. Bei dieſer Forderung bleiben wir gerade unſerem alten Programm, 
dem Erſtreben der deutſchen Einheit unter Preußens Führung treu, welches 
Programm wir damals ſchon hatten, als jene Herren da drüben (nach rechts 
deutend) noch von Oeſterreich und dem deutſchen Bunde Heil erwarteten 
(Heiterkeit links, Widerſpruch rechts). Preußen ſoll aber nicht allein alle La⸗ 
ſten für den norddeutſchen Bund tragen, die andern Staaten des Bundes 
müſſen deshalb zu den Ausgaben mitherangezogen werden. 

Abg. v. Bunſen: Die Ausgaben ſind nöthig und dauernd erforderlich 
müſſen deshalb im Ordinarium bewilligt werden. Von den Abg. d. Vincke 
und Graf Bethuſy hatte ich . > 1 - 


e 

Gra übrigens gewünſcht, daß fie die Befürchtung, d 

gewiß Niemand theilt, * i As re 
werden fönnten, 


ilt, als ob die annectirten Länder jemals wieder losgeld 
n, lieber nicht ausgeſprochen hätten; denn es giebt gewiſſe 
Dinge, über die man beſſer gar nicht — 
Nachdem Abg. v. Hoverbeck ſeinen Antrag nochmals kurz empfohlen, 
Ba v. Binde (Hagen) denſelben bekämpft, wird zur Abſtimmung ges 
ritten. 
Der Hoverbeck che Antrag zu Poſition 4 wird verworfen (dafür ein 
großer Theil der Fortſchrittspartei und ein Theil des linken Centrums), und 
darauf die Poſition nach der 8 e genehmigt. 
Abg. v. Hoverbeck zieht ſodann die gleichlautenden Anträge zu Pofition 
5 und 8 zurück und es werden nunmehr die Poſitionen 5 (Expedienten), 6 
(Bureau des Miniſters), 7 euren), 8 (Geh. Regiftratur), 9 (Lega⸗ 
tionskaſſe), 10 (Geh. Kanzlei), 11 (Unterbediente) ohne Debatte genehmigt. 
Ebenſo werden die Tit. 2, 3, 4 und 5 (Perſönliche Ausgaben, Amtsbe⸗ 
dürfniſſe, Courier und Reiſe⸗Koſten, Unterhaltung der Dienſtgebäude) ohne 
Debatte genehmigt. 8 
Dias Haus tritt in die Kar 
ſulate, Beſoldungen des Geſandtſcha 
v. Hoverbeck den Antrag geſtellt, die ſämmtlichen Poſitionen des 
der dauernden Ausgaben für felbftitändige Titel zu erklären, ſodann die Bor 
ſition 16 (Beſoldung des neu anzuſtellenden Geſandten in Oldenburg 8000 
Thlr.) und in Poſition 18 die Zulage des Militär⸗ Bevollmächtigten in Pe⸗ 
tersburg 6000 Thlr. nicht zu bewilligen; endlich ebendaſelbſt die bean⸗ 
5 — Erhöhungen des Gehalts der Geſandten, Botſchafter oder Miniſter⸗ 
Reſidenten nicht im Ordinarium zu genehmigen, dagegen dem Extraordi⸗ 
narium hinzuzufügen: die Zulage von Thlrn. für die Geſandten in 
Irn. für den Geſandten in 3 
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von Titel 6 (Heſandtſchaften und Con- 
erſonals) ein. Hierzu hat 9 
e 


om, bon 
von 5000 Thlrn. für die Geſandten in Florenz und Wien, von 6000 
für den Gefandten in St. Petersburg und den Botihafter in Paris. = 


Es erhält das Wort d 
Abg. d. Vin cke (Olbendorſ): 05 babe die re dieſer Etats mit 
Freuden Aden weil bisher die Gehälter underhältnißmäßig gering waren 
im Vergleich zu denen anderer Staaten. Jeder, der Ge enbeit abt hat, 

Anf habe dieſe gehabt 


das aus n kennen zu lernen — und i 5 
in Kon pel, Paris, Foren, London — muß ſich überzeugen, daß, falls 


die betreffenden Geſandten nicht ſelbſt wohlhabende Leute find, fie kaum ihrer 
Stellung gemäß austreten können. Das iſt aber eines großen Staates uns 
würdig, und da gerade dieſer Moment, wo das Gebiet des Staates ſo be⸗ 
deutend erweitert worden iſt, wo wir ſeit langer Zeit uns wieder einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen, kraftvollen, energiſchen Politik erfreuen, zu der Erhöhung der Ge⸗ 
bälter ein äußerſt geeigneter iſt, ſo meine ich, werden Sie die Anerkennung, 
die auch Sie dieſer Politik zollen, am beſten dadurch beihätigen, daß fie der 
von dem Grafen Bismarck vorgeſchlagenen Erhöhung der Gehälter beitreten. 
Abg. v. Hoverbeck: Auf die Jubelhymne, die wir ſoeben gehört, will 
ich nicht weiter eingehen, weil ſie nicht zur Sache gehört. Nur um einige 


Erläuterungen zu dem erſten von mir beantragten Punkte zu geben, ergreife 


ich das Wort. Wir wollen für jede Geſandtſchaft einen eigenen Titel haben, 
weil das weſentlich zur praktiſchen Einwirkung unſererſeits darauf gehört. 
En zweiter Grund aber liegt darin, daß zur Zeit des Budgetconflicts die 
Regierung uns das Recht beſtritten, einzelne Titel zu bewilligen oder zu 
bermerfen. Ich bringe das nur zur Sprache, weil das zur berühmlen Be⸗ 


kebrung der Regierung von ihren früheren Principien gehört; wie weit die⸗ 


ſelbe in dieſer Beziehung geht, werden wir ja ſehen. 

Regierungscommiſſar v. Keudell: Ich bemerke, daß der Antrag der 
Regierung unerwünſcht iſt, und zwar lediglich aus Zweckmäßigkeits⸗Rückſichten. 

Abg. Stavenhagen: Wenn Sie ſich nach dem bon dem Abg. Hoverbed 
angeführten Maßſtabe durch Specialiſirung der Titel eine Einwirkung 
auf und eine Controle über die Regierung verſchaffen wollen, fo müſſen Sie 
in ganz anderer Weiſe in den Etat eingreifen als jetzt, wo Sie z. B. in dem 
Militär⸗Etat eine runde Summe von 14 Millionen bewilligen, und ähnliche 
Poſten in anderen Etats. Uebertraaungen von einer Legation auf die andere, 
die ich allerdings auch für unzuläſſig halte, liegen etweder gar nicht im 
Intereſſe der Regierung oder ſind doch zu winzig, um berückſichtigt zu wer⸗ 
den. Soll der Antrag des Abg v. Hoberbed Bedeutung haben, fo mußte 
er durch den ganzen Etat mit viel größerer Conſequenz durchgeführt werden. 
Vereinzelt, wie er vorliegt, lohnt er ſich nicht des Streites. 
Abg. Dr. Löwe: Der Grund, den der Herr Vorredner gegen den vor⸗ 
liegenden Antrag angeführt, beſteht in dem alten Sprichwort: Das Beſſere 
iſt größer, als das Gute. Ich beſtreite ihm ja gar nicht, daß die Durchfüh⸗ 
rung des dem Anfrage zu Grunde liegenden Principe ſehr vortheilhaft fein 
würde; aber vielleicht wird er mir zugeſtehen, daß ſich daſſelbe in dem ganzen 
Etat vorläufig nicht gut durchführen läßt, während das hier viel leichter it. 
— Ich babe mich aber aus einem anderen Grunde zum Worte gemeldet. 
Es enthält dieſer Etat bedeutende Erhöhungen der Gebälter verſchiedener Ge⸗ 
ſandiſchaften; ich geſtehe Alles zu, was der Abg. v. Vincke zum Ruhme der 
auswärtigen Politik geſagt hat, aber es iſt doch ungerecht, was er von der 
Centralſtelle geſagt, gleich auch auf alle Organe zu übertragen. Ich muß 
geſteben, daß ich von meinem Standpunkte aus, fo groß ich auch die Thätig- 
keit des Grafen Bismarck anſchlage, eine außerordentlich geringe Meinung 
von der Mithilfe habe, die dieſe Thätigkeit in den verſchiedenen Geſandtſchaf⸗ 
ten gehabt hat. Ich meine, daß die Verbindung zwiſchen beiden nur ein ſehr 
lockeres Band gehabt hat, daß unſere Geſandten über die Intentionen des 
Miniſters gar nicht weiter informirt geweſen ſind, ſo daß ſie nicht einmal im 
Stande waren, den Ausbruch des Krieges vorherzuſehen. Ich bin weit ent⸗ 
fernt davon, den Herren einen Vorwurf daraus zu machen; ich glaube, der 
Grund, daß dies nicht geſchieht, liegt viel tiefer, nämlich darin, daß die neue 
Zeit uns Mittel zur Communication des Gedankens und Wortes zur Dis⸗ 
poſition geſtellt hat, die die frühere Zeit, die dieſe Mittel nicht hatte, anders 
zu erſetzen ſuchte. Der Miniſter hat jetzt nicht mebr nöthig, ſich geheimer 
Chiffre⸗Schriſten zu bedienen; er hat jetzt ein viel beſſeres Mittel, den Tele⸗ 
graphen. Es iſt wohl der Mühe werlh, ſich endlich zu überlegen, ob wir 
immer noch in den alten Geleiſen fortfahren wollen. Ich babe die ketzeriſche 


Meinung, daß das ganze Geſandten⸗Weſen ein Unweſen ift, das wir über 


kurz oder lang abſchaffen müſſen. Zu beſtimmten Zwecken werden wir ſpäter 
noch beſtimmte Leute hinſchicken können, aber an den meiſten Stellen iſt es 
vollkommen ausreichend, die jetzigen Geſchäfte der Geſandten durch Conſuln 
bewirken zu laſſen. 

Fragen Sie doch unſ re Deutſchen im Auslande, was für eine Meinung 
ſie von unſeren Geſandtſchaften haben, welchen Vortheil ſie aus der Vertre⸗ 
tung, die fie als Perſonen haben, ziehen. So viel ich davon geſehen habe, 
jo beſitzt ein reicher Kaufmann ebenſoviel Einfluß und übt denſelben auch aus 
als der Geſandte. Nehmen Sie doch einmal in Amerika irgend einen be⸗ 
kannten Namen, z. B. meinen Freund Friedrich Kapp, der hat mehr gethan 
für den Schutz ſeiner Landsleute und ihr Recht, als jemals ein Geſandter 
ſogar bat thun können. Das iſt die eine Seite; die andere noch auffallendere 
iſt, daß wir, indem wir uns anſchicken, einen norddeutſchen Bund zu ſtiften, 
doch noch die Mühe uns geben, durch beſondere Geſandtſchaften an den be⸗ 
theiligten Höfen mit erhöhten Gehältern unſeren Einfluß feſtzuſtellen. Das 
ift ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. Entweder wir ſchaffen Inſtitutionen, durch 
die Einheit der Vertretung hergeſtellt wird, und brechen damit den Eigenwillen 
dieſer Einzelſtaaten, ſo daß wir diplomatiſche Verhandlangen mit ihnen nicht 
mehr anzuſtellen brauchen, oder der norddeutſche Bund iſt gar nicht nöthig. 
Ich glaube alſo, daß der Antrag Hoverbeck vollſtändig durch dieſe Motive ge⸗ 
deckt iſt und daß es wohl an der Zeit iſt, daß die Regierung hierin fparfamere 
Einrichtungen eintreten läßt, nicht dadurch, daß ſie viel Leute hält, ſie ſchlecht 
bezahlt, ſondern dadurch, daß fie fie ganz abſchafft. Denn grade die Erfah: 
rungen, die das Miniſterium ſelbſt im letzten Jahre an ſeinem Geſandtſchafts⸗ 
perſonale gemacht hat, berechtigen es dazu. 

Abg. d. Flottwell: Ich bin der Meinung, daß ſelbſt dieſe erhöhten Etats 
für die Regierung nicht ausreichen und daß dieſelben womöglich noch ber: 
mehrt werden müſſen. Dem Herrn Löwe möchte ich doch entgegnen, wenn er 
die Politik des Grafen Bismarck anerkennt, daß die Schule deſſelben die Ger 
ſandtſchaftspoſten von Frankfurt und Petersburg geweſen find und daß, wenn 
durch ſolche Schule ſolche Erfolge erzielt werden, die Bemühungen der Diplo⸗ 
maten doch etwas wichtiger ſein müſſen, als er ſie auffaßt. Im Uebrigen, 
wenn er einmal auswärtiger Miniſter iſt (Oh! Ob! links), to fann e3 ja 
möglich fein, daß er dann die geheimen Inſtructionen, die er ertheilt, ſogleich 
den Zeitu gen überweiſt. I deſſen das kann ich ja nicht wiſſen; bis das 
aber eintritt, bis wir die Preſſe zur Vertreterin unſerer auswärtigen 
Politik machen, bleiben wir, denke ich, bei dem Alten und Bewährten. 

Abg. Jung: Ich bin gleichfalls der vom Herrn Abg. Löwe geäußerten 
Anſicht; aber wir können heute nicht eine ſolche Reform beantragen oder 


veranlaſſen, am wenigſten einem Miniſterium gegenüber, das, fo kühn auch 


feine auswärtige Politik iſt, in der inneren Polit tk noch gar keine Kühn⸗ 
heit gezeigt bat. Und fo müſſen wir wohl bei dem a Modus bleiben, 
der darin beſteht, daß vornehme Leute an fremde Hdie geſchickt werden, um 
durch möͤglichſt großen Aufwand ihren eigenen Hof zu repräſentiren. Darum 
keſtimmen mich allerdings die angeführten Motive, der beantragten Erhöhung 
zuzuſtimmen. Aber das muß ich doch ausſprechen, daß nach meiner Meinung 
in den norbdeutfhen Staaten kein preußiſcher Geſandter darf angeſtellt mer: 
den. Ich will nicht beantragen, ſie heute zu ſtreichen; bis die Conſtituirung 


erfolgt iſt, werden ſie wohl noch nöthig ſein, aber drücken Sie Ihren Wunſch 


dadurch aus, daß Sie für dieſe Geſandten alle beantzagten Gehalter⸗Erhö⸗ 
hungen ſtreichen. Hat doch die Regierung einen Mann gefunden, der für 
das Vergnügen, General⸗Conſul zu heißen, in Mafland ſich aufhält und das 
für gar nickts bezahlt bekommt. Endlich ſcheinen mir die Geſandiſchaften in 
Süddeutſchland viel zu viel zu ſein; ein Geſandter in München würde 
rollſtändig zureichend fein. Sonſt alſo bin ich für die Vermehrung der Ge: 
hälter bei allen großen Geſandtſchaſten. 

Abg. b. Vincke (Hager): Der verehrte Herr Abgeordnete für Bochum iſt 
pon der Gegenwart abgeirrt und hat ſich theils in den Pfaden der Vergangen⸗ 
heit, theils in denen der Zukunft bewegt. Bei der Vergangenheit hat er 
geklagt über das geringe Maß von Unterſtützungen, die früher in Amerila 
unſere Landsleute von Seiten unſerer Geſandtſchaft erfahren haben. Nun 
das gebört eben zur Vergangenheit, das ſind Erfabrungen, die meines 
Wiſſens jetzt nicht mehr gemacht werden. Was ferner die Vorwürfe gegen 
unſere Geſandtſchaften betrifft, ſo glaube ich, braucht man blos die Zeitungen 
geleſen zu haben, um ihnen das Zeugniß zu ertbeilen, daß fie in ganz emi⸗ 
nentem Grade ihre Schuldigkeit gethan haben. Dann hat er ſich auch in den 
Kreis der Zukunft begeben, wo die Poli it durch die Zeitungen gemacht werden 
wird. Wir nähern uns allerdings dieſem Standpunkte an, aber ſo lange noch 
fremde Mächte ihre Geſandten hier verweilen laſſen, nölbigen uns Rüchſichten, 
ſowohl der Etiquette, wie des eigenen Intereſſes, ebenfalls Geſandte zu unter⸗ 
balten, und wenn das der Fall iſt, fo müſſen dieſe in den Stand geſetzt fein, 
derartig aufzutreten, wie es der Würde unſeres Staates geziemt. Ebenſo, 

laube ich, müſſen wir, fo lange der norddeutſche Bund noch nicht vollendet 
t, uns in doppelter Weiſe der bei den verſchiedenen Regierungen deſſelben 
decreditirten Geſandtſchaſten bedienen. a 

Ebenſo meine ich, iſt für die ſüddeutſchen Staaten ein einziger Geſandter 


in Münden durchaus nicht genug, ſchon der Verſchiedenheit der Volksſt'm 


* 


die Thätigkeit der dortigen Regierung bewachte. 


mung wegen, wie ſie beiſpielsweiſe in München und Stuttgart berrſcht. Da 
hier übrigens ſoviel von praktiſchen Erfahrungen die Rede, jo will auch ich 
eine anführen, ich will Ihnen einen in der Nähe meiner Heimath liegenden 
Staat, Schaumburg⸗vippe, nennen; in dieſem Staate, der jetzt die Ehre hat, 


Einige Tage nun vor dem 
14. Juni hatte der Fürſt feine Truppen auf dem Bahohofe verſammelt und 
latte ihnen dort, daß ſie 


1 N zum norddeulſchen Bunde zu gehören, haben wir keine Vertretung gehabt, der 
1 


unter allen Umſtänden mit Oeſterreich im Bund 
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kämpfen würden. Als daher nach der bekannten Abſtimmung des Herrn 


Victor von Strauß Preußen auf dieſen Staat aufmerkſam wurde und darauf 
der Umſchwung in der Politik von Bückeburg eintrat, zugleich auch den be⸗ 
treffenden Angehörigen ſeiner Armee, die in Mainz ſich befanden, dies erklärt 
wurde, glaubten die das nicht, indem ſie erwiderten, das hätte ihnen ihr 
Fürſt ganz anders geſagt. Ich glaube nun, wenn wir einen Vertreter in 
Lippe gehabt hätten, ſo hätten wir all' dieſe böſen Abſichten erfahren, und 
Schaumburg⸗Lippe hätte jetzt die Ehre, zum preußiſchen Staat zu gehören. 
(Heiterkeit) Nun exemplificiren Sie vom minus ad majus, und Sie werden 
ſich der Ueberzeugung nicht verſchließen können, daß wir auch in Süddeutſch⸗ 
land mehr als einen Geſandten brauchen. — Unſre Geſandten haben bisher 
neben denen der andern Großmächte ſtets eine untergedrdnete Stellung ein⸗ 
genommen. Eine Zeit lang haben wir das ertragen können, aber nach den 
Ereigniſſen dieſes Sommers iſt das unmöglich geworden und ſie bedürfen der 
vorgeſchlagenen Gehaltserhöhung. Auch mit dieſen Erhöhungen werden fie 
immer noch ſchlechter daſtehen, als die des beſiegten ruinirten Oeſterreich. 
Ich werde für alle Poſitionen ſtimmen. (Lebhaftes Bravo rechts.) 

„Abg. Dr. Löwe (zur perſönlichen Bemerkung): Sowohl der letzte Redner 
wie Herr v. Flottwell haben von mir verſtanden, daß ich mittelſt der Preſſe 
vorſchlage, Diplomatie zu treiben. Ich habe meines Wiſſens nicht davon ge⸗ 
ſprochen; ich würde das daher, wie manche andere irrthümliche Auffaſſung 
von dem, was ich geſagt, übergehen, wenn ich nicht die Gelegenheit benutzen 
wollte, meine große Mißbilligung über den Mißbrauch auszudrücken, den 
man mit der Preſſe in den diplomatiſchen Verhan lungen getrieben hat. Es 
war Sitte, mit der Preſſe Diplomatie zu treiben, und ich glaube, das ift eben 
keine gute Sitte. 4 

Die Einzelanſätze dieſes Capitels kommen demnächſt zur Berathung. Der 
Anſatz für Karlsruhe und für Konſtantinopel wird ohne Debatte ge⸗ 
nebmigt. Für den Geſandten in Darmſtadt iſt eine Gehaltserhöhung von 
4000 auf 8000 Thaler veranſchlagt. Darüber erhebt ſich eine Discuſſton. 

Abg. Dr. Waldeck gegen die Erhöhung: Die Stellung Heſſen⸗Darmſtadts 
das theilweiſe nur zum norddeutſchen Bunde gehört, iſt auf die Länge nicht 
haltbar. Bei den Höfen des nordddeutſchen Bundes wird, wie ich hoffe, ſpä⸗ 
ter überhaupt kein preußiſcher Geſandter mehr nöthig fein, ich beantrage nicht 
die Aufbebung dieſer Poſten ſchon für jetzt, ſtimme aber gegen die Erhohung 
ihrer Gehälter. Ich theile die Anſicht nicht, welche der Abg. v. Vincke vorhin 
in Bezug auf den von ihm berichteten Vorfall in Bückeburg äußerte, denn 
hätte Preußen auch einen Geſandten dort, ſo frägt es ſich immer noch, ob 
dieſer den Vorfall hierher gemeldet hätte, und noch mehr, ob man hier darauf 
Gewicht gelegt hätte. Das Verhalten Bückeburgs iſt bekanntlich ſeit viel 
längerer Zeit ſchon ein ſolches, daß die Annexion auch dieſes Landes ar 
fertigt geweſen wäre. Was die Anſicht des Adg. Löwe betrifft, jo glaube auch 
ich, daß die Geſandten an den Höfen über die Stimmung im Volke nichts 
berichten, da ſie keine Kenntniß davon haben, denn ſie verkehren nur in Krei⸗ 
ſen, welche ſich vom Volke abſchließen und gewohnt find, ſich um deſſen Stim⸗ 
mung nicht zu kümmern. Darin allerdings iſt die Diplomatie weit überflüs 
gelt don der Telearaphie und von der Preſſe. 8 

Abg. v. Vin cke (Hagen): Der Abg. Dr. Löwe wird nun geſehen haben, 
daß er ſich mit ſeinem Proteſte gegen die Anſichten, die ich ihm untergelegt 
haben ſollte, an eine unrichtige Adreſſe gewendet hat, da der Herr Vorredner 
ſelbſt dieſelben fo aufgefaßt hat. Dagegen tbeile ich allerdings die Meinung 
des Abg. Löwe nicht, als wenn die Geſandtſchaftspoſten nur dazu da wären, 
um den Söhnen vornehmer Familien Verſorgung zu nemähren. Was den 
Unterſchied betrifft, welchen man hier zwiſchen der Stimmung verſchiedener 
Volksklaſſen hat machen wollen, fo erinne e ich nur daran, daß in dem ſonſt 
in Standesunterſchieden äußerſt excluſiven England alle Kreiſe und alle Klaſſen 
jetzt in der Achtung für Preußen Übereinſtimmen. Die Doppelſtellung, in der 
ſich H ſſen⸗Darmſtadt befindet, erkenne auch ich an, aber ich ſchöpfe aus ihr 
das ſchlagendſte Argument für Bewilligung der Gehaltserhöhung, denn dieſe 
politiſchen Verhältniſſe machen die Stellung unſeres Geſandten nur um jo 
ſchwieriger und um ſo mehr brauchen wir einen tüchtigen Mann auf dieſem 
Poſten und desbalb muß der Poſten auch äußerlich gut ausgeſtattet, fein. 

Abg v. Carlowitz ſchließt ſich der Anſicht an, daß für eine Verbeſſerung 
dieſes Gehaltes kein Grund vorliegee 

Abg. v. Bunſen iſt für die Erhöhung im Hinblick auf den neueren bedeut⸗ 
ſamen Vorgang, daß Sachſen ſeine Vertretung in London an Preußen über⸗ 
tragen babe. Das werde hoffentlich in Zukunft häufiger und in ausgedehn⸗ 
terem Maße geſchehen und damit ſei eine erhöhte Arbeitslaſt für 5 5 Ger 
ſandtſchaften verbunden. Auch an den norddeutſchen Höfen würden ſpäterhin 
preußiſche Geſandte nicht entbehrlich ſein, da Energie und Gewandtheit dort 
N fein werde, um die fo wichtige Einführung der preußiſchen Militärver 
bältniffe durchzuſetzen. - - j 
Ein Schlußantrag, von Seiten der Rechten geftellt, wird angenommen, bie 
Abſtimmung ergiebt Majorität für den Regierungsanſatz. ; 

Die Poſition für Dresden wird ohne Debatte bewilligt, ebenſo die für 
Florenz, nachdem Abg. v. Hoverbeck feinen hierauf bezüzlichen Antrag 
(Herabfegung des Gehaſts von 25,000 Thlr. auf die frühere Höhe von 15,000) 
zurückgezogen hat. Das Gleiche geſchieht, ohne Debatte, bei den Poſitionen 
für Haag, Hamburg, Liſſabon, London, Madrid, München. Für 
eine in Oldenburg neu einzurichtende Geſandtſchaft iſt die Forderung don 
8000 Thlr. aufgeſtellt, deren Streichung der Abg. v. Hoperbeck beantragt. 
Hierüber entipinnt ſich eine Debatte. — Abg. Tweſten iſt anderer Anſicht 
als der Abg. v. Bunſen, inſofern, als er allerdings glaubt, daß in dieſem 
Jahre die preußiſchen Geſandtſchaften an den norddeutſchen Höfen noch ſehr 
nothwendig ſein werden, ſpäter aber hoffentlich nicht. Er iſt übrigens für 
die jetzt in Rede ſtehende Poſition, da der Poſten eigentlich kein neuer ſei, 
ſondern nur in Folge des Eingehens der Geſandtſchaft in Hannover jetzt ſelbſt⸗ 
ſtändig werde. 

Abg. Dr. Waldeck: Ich glaube, daß der Geſandte, welcher für Hamburg, 
Bremen und beide Mecklenburg angeſtellt iſt, ſebr wohl gleichzeitig die Ge 
ſchäfte in Oldenburg wahrnehmen könnte. Man hat die Schwierigkeiten, 
welche die Fürſten des norddeutſchen Bundes noch gegen die preußiſche Bolitit 
erheben könnten, als Grund für die Geſandtſchaſten angeführt, aber ich glaube, 
daß ſolche Schwierigleiten am wenigſten bei Oldenburg zu erwarten find. 
Weit mehr iſt das bei Mecklenburg und deſſen Rittern zu erwarten; wenn 
bier der hamburgiſche Geſandte für ausreichend erachtet wird, wie viel mehr 
nicht für den preußenfreundlichen Hof von Oldenburg? Selbſt diejenigen, 
welche Freunde der auswärtigen Politik unſeres Miniſteriums ſind, werden in 
Di Ba doch nicht ſämmtliche Gefandte und Legationsſecretäre mit einbe: 
greifen wollen. 1 

Abg. Graf Schwerin: Allerdings billige ich die auswärtige Politik nur 
im Allgemeinen und entziehe mich darum nicht der genauen Prüfung auch 
des vorliegenden Etats. Aber eben in Folge dieſer Prüfung bin ich für Ge⸗ 
nehmigung des Poſtens. Es handelt ſich hier um keine neue Stellung, wie 
ſchon in Bezug auf Hannover dargethan worden, der Geſandte in Hamburg 
hat an den Aufgaben, die ebenfalls bier ſchon hervorgehoben worden, genug: 
ſam zu thun, und in Oldenburg bedürfen wir einer beſonderen Vertretung, 
da Preußen, z. B. in Bezug auf den Jahdebuſen, dort mannigfache Intereſſen 
zu wahren hat. Wenn erſt der norddeutſche Bund fertig iſt, dann wird die 
Frage nach Auftebung einzelner Geſandtſchaftspoſten immer noch an uns 
heran treten. — Der Anſotz wird bewilligt. Daſſelbe geſchieht ohne jegliche 
Debatte mit den Positionen für Paris, Petersburg (m beſonderer Ab⸗ 
itimmung auch der Anſatz für den Militär⸗Bedollmächtigten), Rio Ven eier, 
1 —— Schweiz, Stockholm, Stuttgart, Waſhington, Weimar, 
Wien. 1 

Es folgt das Capitel „Beſoldungen und Dienſtaufwands⸗Entſchädigungen 
der Conſulatsbeamten“. Hierfür hat der Abg. Harkort den Antrag einge: 
bracht, die Regierung zu einer Reorg niſation des Conſularweſens auf ufor⸗ 
dern. Er begründet den Antrag mit dem Hinweis auf die große Entwickelung, 
weiche der preußiſche Seehandel zeige, jo fuhren in den chineſiſch indiſchen 
Gewäſſern jetzt allein über 700 preuß ſche Schiffe. Er hebt ferner hervor, 
daß andere Seemächte weit mehr Rückſicht auf prakt ſche Erfahrung bei Ber 


ſetzung ſolcher Stellen nähmen, es ſei durchaus nicht nothwendig, dafür Lega⸗[G 


tionskath zu fein. Der Antrag Harkort wird angenommen. 


Man gebt an die Einzelpoſten, Nie werden ſämmtlich ohne Debatte nach 


den Anſätzen der Regierung angenommen, ebenſo die folgenden Capitel: 
Amtsbedürfn ſſe, Porto, Reiſekoſten, Diäten, Unterhaltung der Dienſtwohnun⸗ 
gen, vermiſchte Ausgaden. Ein Gleiches geſchieht bei den Poſitionen de⸗ 
Extra⸗Ordinariums: Entſchädigungen für Coursverluſte, außerordentliche 5 
municationen, einmalige Unterſtützungen für penfionirte Beamte, geheime b N 
gaben, ſonſtige Ausgaben. Zu den einmaligen außerordentlichen Ausgaben 
übergehend, bewilligt das Haus auch bier ohne jede Debatte den Zuſchuß am 
geheimen Fond, den Anſatz zum Ankauf eines Geſandtſchaftshokels 7 ar 
ſbington, den Anſatz zum Umbau des Miniſterialdienſtgedäudes, ſowie den für 
Einrichtungen im Pariſer Botſchaftshauſe (dei den letzteren, beiden Poſten 
ziebt der Abg. v. Hoverbed inen auf Vorlage der Baupläne gerichteten 
Antrag zuräck). Gs wi 
Vice⸗Präſident Stavenbagen übernimmt den Vorſiz. Es wird zur 
Berathung des 2 Finanzminiſteriums übergegangen und zwar 
zu den dauernden Ausgaben. 7 
Der Etat des Finanzminiſteriums ſchließt in dauernder Aus⸗ 
abe ab mit der Summe von 8,078,742 Tylr., darunter künftig wegfallend 
915,938 Tylr. Dieſe Summe überfteigt den Voranſchlag für 1866 um 


1,266,568 Thlr., fie vertheilt fi in folgende Capitel: Central⸗Finanzverwal⸗ 
tung, Generalverwaltung der Steuern und General⸗Staaskaſſe mit 290,640 
Thlrn. (um 100,390 Thlr. höher als im Vorjahre), Allgemeine Wittwenverpfle⸗ 
gungs⸗Anſtalt an Zuſchuß 717,760 Thlr. (um 1240 Thlr. niedriger als im 
Vorjahre), Paſſiva der General⸗Staatskaſſe mit 805,850 Thlr. (eine Erhöhung 
um 114,193 Thlr. A ſich auf die Vermehrung vertragsmäßiger Zablun⸗ 
gen aus der Eiſenbahnabgabe und dem Eiſenbahnactien⸗Amortiſationsfond), 
Penſionen und Competenzen mit 2,473,452 Thlr. (um 8695 Thlr. böher als 
im Vorjahre — der Penſionsausſterbefond iſt um 30,000 Thlr. niedriger ver⸗ 
anſchlagt, höher dagegen der Civilbeamten⸗Penſionsfond um 20,000, der 
Gnadenpenſionsfonds um 10,000 Thlr. u. ſ. w.), Oberpräſidien und Regie⸗ 
rungen mit 1,863,320 Thlr. (um 15,450 Thlr. höher als im Vorjahre, haupt⸗ 
ſächlich in Folge einer Verſtärkung des Fonds für ſonſtige Ausgaben), Ren⸗ 
tenbanken mit 141,320 Thlr. (um 1170 Thlr. geringer als pro 1866), Depo⸗ 
ſitenkaſſe für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln mit 1200 Thlr. 
(nur 50 Thlr. höher als im Vorjahre), allgemeine Fonds mit 1,780,200 Thlr. 
(um 1,030,200 Tlhr. böher als im Vorjahre, eine Summe, die für Beſol⸗ 
dungsverbeſſerungen angeſetzt iſt). 5 
ie einmaligen und außerordentlichen Ausgaben für das Fi⸗ 
nanzminiſterium belaufen ſich in Summa auf 700,000 Thlr., welche fi, ver⸗ 
theilen auf: Domänenderwaltung mit 25,000 Thlr. (welche zu Meliorationen 
beſtimmt ſind, während der im Etat für 1866 angeſetzte Zuſchuß zu dem 
Domänenbaufond, 40,000 Thlr., in Wegfall gekommen iſt), die Forſtverwal⸗ 
tung mit 597,000 Thlr. um 173,500 Thlr. höher als im Vorjahre — wovon 
70,000 Thlr. zu Ankauf von Grundſtücken, Entlaſtung der Domänen und 
Forſten, namentlich durch Ablöfung von Paſſivrenten ausgeſetzt find, 65,000 
Thlr. (für Entſchädigung an den großherzoglich oldenburgiſchen Fiscus bes 
treſfs der Amt Wildenburger Waldungen), Verwaltung der indirecten Steuern 
mit 28,000 Thlr. (zu Neubauten, um 10,710 Thlr. höher als im Vorjahre), 
allgemeine Koſtenverwaltung mit 50,000 Thlr. > 10,000 Thlr. böher als 
im Vorjahre). — Ueber die im Vorſtehenden reſumirten Aenderungen in 
den einzelnen Poſitionen geben die Anlagen zum Etat weitere Auskunft, 
aus der wir Folgendes hervorheben: Die Vermehrung der dauernden Aus⸗ 
gaben in der Centralfinanzverwaltung rührt zu einem großen Theile ber von 
einer Trennung der Geſchäſte der Abtheilung III des Finanzmin'ſteriums 
(Generalverwaltung der Steuern) und der Errichtung einer neuen III. Ab⸗ 
theilung, welche die geſammte Verwaltung der directen Steuern übernehmen 
ſoll, während der III. Abtheil, die Verwaltung der inneren Centralverwaltung 
der Domänen und Forſten, nachdem der beſondere Etat derſelben au'gelöſt 
worden iſt, ſowie endlich durch die auch in den andern Etats wiederkehrende 
Erhöhung reſp. Gleichſtellung des Durchſchnittsgehaltes der Regiſtratoren. 
Bei der Pofition für Oberpräſidien und Regierungen find die in den frühe⸗ 
ren Etats ſchon wiederholt in Anſatz gebrachten beiden neuen Dirigenten⸗ 
ſtellen in Oppeln und Gumbinnen wieder aufgeſtellt, deren Nothwendigkeit in 
einer beſonderen Denkſchrift ausgeführt wird. 5 
Die obenerwähnte Mehrausgabe von 12 100 Thalern für den Bolten dieſes 
Capitels „Sonſtige Ausgaben“ iſt hauptſächlich zu den Verſetzungskoſten für 
Regierungs⸗Mitglieder beſtimmt, welche bisher auf das Haupt⸗Extraordinarium 
der Generalſtaatskaſſe übernommen worden waren, aber wegen ihrer regel⸗ 
mäßigen Wiederkehr jetzt als beſonderer Fond auftreten. Von der unter „All⸗ 
gemeinen Fonds“ aufgeführten Summe für Beſoldungsverbeſſerungen ſind 
980,000 Tolr. für Unterbeamte und 50,200 Thlr. für höhere Beamtenkategerien 
beſtimmt. Die Beſoldungsverbeſſerung der Unterbeamten iſt mit dieſer Summe 
nicht abgeſchloſſen, vielmehr wird ihr Geſammtbedarf auf 1,298,394 Thaler 
veranſchlagt, es werden daher durch den Etat pro 1868 noch 318,394 Thaler 
zu bewilligen ſein. Eine beſonders beigegebene Ueberſicht der von der Gehalts⸗ 
verbeſſerung berührten Beamtenkategorien weiſt für die Unterbeamten Er⸗ 
hoͤbungen von 15 bis 50 Thlr., in einigen Ausnahmsfällen auch darüber, 
nach; die höheren Beamtenkategorien beſchränken ſich auf die Miniſter ſelbſt 
(deren Gehalt von 10,000 auf 12,000 Thlr. ſteigen fol), die Mmiſterial⸗ 
directoren (von 4000 auf 4500 Thlr.), der Oberpräſtdenten (von 6000 auf 
7000 Thlr.), der Regierungspräſidenten (von 3500 auf 4000 Thlr.), der Re⸗ 
gierungs⸗Vicepraͤſidenten (von 2800 auf 3500 Thlr.), der Directoren der Ober⸗ 
rechnungskammer (von 3000 auf 3300), des General⸗Poſtdirectors, des Prä⸗ 
ſidenten des Oberkirchenraths und des Unterſtaatsſecretärs im Cultus miniſterium 
(von 4000 auf 4500 Thlr.), der Vicepräſidenten und des General Staats“ 
anwalts beim Obertribunal, ſowie des Directors für die katholiſchen Ange“ 
legenbeiten im Cultus miniſterium (von 3500 auf 4000 Thlr.). 
Regierungs⸗Commiſſar Molle erläutert zunächſt die einzelnen Poſitionen 
und motivirt die Mehrausgaben gegen das Habe die zum Theil in dem 
eſteigerten Geſchäftsumgange, der auch theilwoſſe durch die neu erworbenen 
Lander mit beranlaßt, zum Theil darin ihren Grund haben, daß die dritte | 
Abtheilung des Finanzminiſteriums, die Steuer⸗Verwaltung, in zwei 
Theile getheilt werden ſoll, und zwar in die Abtheilungen für directe und 
für indirecte Steuern. \ 2 
Cap. 1 (Central⸗Finanz⸗Verwaltung, General⸗Verwaltung der Steuern und 
General⸗Staatskaſſe) wird darauf in ſeinen vier Titeln ohne Debatte geneh⸗ 
migt; ebenſo Cap. II. (Zuſchuß zur allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt) 
nach einer kürzeren Motivirung durch den Reg.⸗Commiſſar. 7 
Zu Cap. III. (Paſſiva der General⸗Staatskaſſe) giebt der en 
Mölle wiederum die nöthigen Erläuterungen und erklärte, die meiſten 
in dieſer Rubrik enthaltenen Ausgaben und ſpeciell die Renten und Entſchä⸗ 
digungen an Fürſten und Standesherren ion abgetretene Rechte aus recht⸗ 
lichen Verpflichtungen und Verträgen ſich herleiten. 
Ueber Titel 1 (Renten und Eniſchädigungen für aufgehobene Rechte und 
Nutzungen) wird darauf die Debatte eröffnet. — 5 TIER 
Abg. Duncker wundert ſich, daß der Reg⸗Commiſſar die ſchriftlich einge | 
reichte Anfrage nicht beantwortet habe, wie das Verhältniß der abgelöſten und 
noch abzulöſenden Renten ſich verhalte. Ein Capital von 50,000 Thlr. ſei 
hierfür beſtimmt, ſo daß jährlich 2500 Thlr. abgezahlt werden müßten; er bers 
* 
die Nachweisung jedoch anfertigen laſſen. Die 2500 Thlr. würden nicht nu 
zur Tilgung dieses Fonds, ſondern auch zur Tilgung don Renten verdankt, 
die auf anderen Etats ftünden; in dieſem Jahre wären fie nur des Kriehes 
halber eine Zeit lang zurückgehalten worden. 5 ; 
Titel 1 wird ſodann in feinen 4 Poſitionen bewilligt. Bu Titel 2 (Zus 
schuß zur Verzinſung und Tilgung ve ſchiedener vom State nicht übernom⸗ 
mener Provinzial und Communalſchulden) nimmt das Wos u 
Regierungs-Commiſſar Mölle: In dieſem Titel iſt eine Poſition von 
6700 Thlr. enthalten zur Verzinſung und Abtragung der Schulden der 
Stifte Merſeburg und Naumburg. Diefe Summe datirt aus einer beftimmt 
zugeſagten allerhöchſten Bewilligung aus länglt vergangener Zeit, und die 
Buͤdget⸗Commiſſion bat früher ſchon einſtimmia anerkannt, daß die Summe 
in Folge einer vollſtändig rechtsgiltigen allerhöchſten Cabinets⸗Ordre unbedingt 
gezahlt werden muß. 3 f 5 
Abg. Dr, Eberty: Ich trage darauf, an, dieſe 6700 Thlr. zu ſtreichen. 
denn die Uebernahme dieſer Pol auf die Paſſiva der General⸗Landeskaſſe iſt 
in keiner Weiſe gerechtfertigt. Die Stifte Merfeburg und Naumburg 


ſind nämlich ſelbſt keineswegs Ber, Die Mittel derſelben werden nur 


nicht auf die rechte Weiſe 
* 5 dem Cale ei 30. October 1810 über die Einziehung fänmtlicher 
geiſtlicher Güter in der Monarchie ſollen alle Klöster, Dom: und andere State 
von da ab als Staatsgüter betrachtet werden, don da ab keine Anwariſchaften 
ertheilt und Niemand in den Beſitz einer Stelle gejipt werden. Gebörten 
auch damals Merſebur, und Naumburg nicht zur preußiſchen Monarchie, jo 
wurde doch bei deren Erwerbung von der Krone Sachſen durch den Friedens⸗ 
vertrag vom 15. Mai 1815 der Krone Preußen das jus reformandi vorbe⸗ 
halten, und Friedrich Wilhelm III. ſprach in der Gabinetsorbre vom 21. Marz 
1817 aus, daß die alten Stifte mit der Landesverfaſſung, dem Wehle des 
anzen, nicht vereinbar ſeien und nicht fortbeſtehen fonnten, und in der Cabi⸗ 
netsordre vom 31. Januar 1822, daß neue Anwartschaften nicht ertheilt werden 
ollten. Und demnach ſind nicht dlos neue Anwartſchaften, ſondern wirtliche 
Domherrnſtellen, unter Anderen in neuerer Zeit an den General v. Mans 
e 55 Ober⸗Präſidenten v. Witzleben, den Praſidenten v. Münch⸗ 
auſen ertheilt. eee 
Dies ſteht mit der Landesverfaſſung nicht im Eintlange. 
ei einer früheren Berathung dieſer Poſt in der Commiſſion im Jahre 
1865 bezog ſich die Staatsregierung zu deren Rechtfertigung auf eine Cabi⸗ 
netsordre vom 19. Januar 1833, in welcher es heißt, „daß zwar keine Gründe 
des Rechtes vorhanden feien, die Stifter von der Anleihe zu befreien“, daß 
aber aus Billigkeitsgründen im Wege der Gnade Mittel dazu bewilligt wür⸗ 
den. Dieſe Cabinetsordre iſt indeß nie publicirt. 

Abgeſehen hiervon, konnte aber auch ſchon vor der Verfaſſung, nach der 
Verordnung vom 17. Januar 1820, nur unter Mitwirkung der Hauptver⸗ 
waltung der Stagtsſchulden eine Schuld giltig auf den Staat übernom en 
werden. Solche Mitwirkung hat nicht ftattgefunben. Es beſteht demnach keine 
ſtaats rechtliche Verpflichtung zur Uebernahme dieſer Poſt auf die Generals 
Staatskaſſe. Als ich dieſe Angelegenbeit in der Sizung vom 31. Mai 1865 
zuerſt im Abgeordnetenhauſe in Anregung brachte, n Staatsregie⸗ 

re q 


miſſe aber in dem diesjährigen Etat den Abgang dieſer 2500 Thlr. 
Reg.⸗Commiſſar Mölle erklärt, daß er die verlangte Nachweiſung noch 

nicht habe geben können, da die Ablöſungen ſchon ſeit dem Jahre 1819 bes 

ginnen und die Anfertigung ſehr viel Mühe und Zeit deanſpruche. Er werde 


rung nicht wieder auf jene Cabinetsordre vom Jah „ deren jtautsrehte 


a 


Sachſen, worin jenes Land auf gewiſſe Leiſtungen aus jenem 


k liche Wirkungsloſiakeit fie wohl anerkennen mochte, ſondern auf die Anſprülche 
von Seiten der Krone 


Sachſen. , 

Glücklicher Weiſe ſind dieſe durch den Artikel 20 des Friedens⸗Vertrages 
mit Sachſen vom 21. October 186 erledigt, denn darin wird das unbeſchränkte 
jus reformandi des Königs von Preußen anerkannt in der Aufhebung der der 
Univerſität Leipzig zugeſtandenen Berechtigung auf gewiſſe Canonicate von 
dieſen Sliftern gewilligt, auf alle Rechte und Anſprüche der ſächſiſchen Regie: 
rung oder der Univeijität Leipzig verzichtet und die Entſchädigung aller Be⸗ 
rechtigten übernommen. 8 

Die nicht unbedeutenden dorthin fließenden Zahlungen follen Verwendun⸗ 
gen zu Kirchen und Schulzwecken finden. Es werden dieſe Summen ſich ver⸗ 
mehren, wenn die ertheilten Anwartſchaften und Domherrnſtellen als verfaſ⸗ 
fungswidrig widerrufen werden, was geſchehen muß, was ich mir zu beantra⸗ 


en vorbehalte. ! 1 AM. . J 
n Die Sul haben demnach jetzt jedenfalls hinreichende Mittel, ihre Schul⸗ 
den zu bezahlen, deren Uebernahme auf die Generalſtaatskaſſe unſtatthaft iſt. 
Ich bitte Sie deswegen meinem Antrage auf Streichung beizupflichten. 

Abg. Graf Schwerin: Die einzige Frage, weiche hierbei in Betracht 
kommen kann, iſt die, ob die Cabineisordre, durch welche jene Verbindlichkeit 
eingegangen wurde, rechts verbindliche Kraft hat. Aehnliche Fragen ſind ſchon 
mebrſach gerichtlich entſchieden worden und die Gerichte haben ſich in dieſen 
Fallen für die Zahlungspflicht des Staates ausgeſprochen. Wir können die 
Summe alſo nicht abſeßen. R g 
Abg. v. Carlowitz iſt der Anfiht, daß nach dem Sriebensfäluß 25 

ond ver⸗ 
ichtet, die Beiträge wegfallen müſſen. Es wäre endlich Zeit, ſolche lte 
kißbräuche abu chaffen. Der preußiſche Staat dürfe nicht dazu bei⸗ 
tragen, einzelne Leute gang unverdient zu bereichern. nn f 
Regierungscommiſſar olle bebt nochmals hervor, daß die durch die 
Cabineis⸗Ordre übernommene Verpflichtung rechtsverbindlich ſei und erfüllt 
erden müſſe. 1 5 
ei Abg. Dr, Eberty: Der Herr Graf Schwerin hat ſeine ſonſtige Sorgfalt 
meiner Rede gegenüber, in der Glied ſür Glied zuſammenhängt und de en 
Zuſammenbang zu durchbrechen ihm nicht möglich fein wird, nicht angewendet. 
Jene Cabinctsordre widerſpricht der Verfaſſung und es ist Sache des Volksver⸗ 
treterö, das Recht auf jedem ber robten Punkte, alſo auch in dieſer Frage zu 
wahren. Iſt doch die Zeit nicht mehr fern, wo es mit allen dieſen Klöftern 
und Stifien fein Ende haben wird. ' Ä 
Abg. Richter: Ueber die Zweckmäßigkeit der Stifte kann man ganz fo 
denken wie der r hier aber deer il. es ſich um eine Gewährung bon 
00 Thlr., zu der der Staat verpflichtet iſt. 
= ar Graf Schwerin: Bei allem Dank für das Lob der Sorgfalt muß 
ich dem Herrn Abg. Eberty doch ſagen, daß er zwei Dinge mit einander ver⸗ 
mischt: die rechtliche Verpflichtung des Staates und die angemeſſene Verwen⸗ 
dung der Fonds. Im Uebrigen wünſche ich mit ihm, daß bald gar keine 
Domherren mehr ernannt und die Einkünfte der Stifte für Kirchen und Schu: 
len berwentet werden. 
Der Poſten wird darauf genehmigt. a 
Die Vorberathung wendet ſich darauf dem Abſchnitt IV. (Penſionen und 
Competenzen) zu, den Reg.⸗Commiſſar Mölle eingehend erläutert. Dieſer 
Abſchnitt ſchließt ein die Penſionen für Civil» Beamte 2,100,000 Thlr.; zur 
Unterſtützung von Beamten des Finanzminiſteriums, ihrer Wittwen und Wai⸗ 
fen 48,300 Thlr; Gnaden ⸗P n ſionsfonds 70,000 Thlr.; Carenz⸗Unterſtüzun⸗ 
gen 36,000 Thlr.; Wartegelrer für Civil Beamte 59,152 Thlr. 21% Sgr. 
und den Penſions⸗Ausſterbe⸗Jonds e Thlr. 85 
Zu dem Tit. 5 dieſes Abſchnüts (Wartegelder für Civilbeamte) verlangt 
das Wort der Abg. Duncker: Zu den unter dieſer Rubrik aufgeführten Be⸗ 
amten gehören fünf Poltzeidirectoren und unter dieſen auch Hr. Stieber, der 
nach dem „Staats⸗Anzeiger“ Geheimer Rath geworden iſt. Während des letzten 
Krieges war er Chef der Feldpolizei und mag da ganz an feiner Stelle ge⸗ 
weſen ſein. Es verlautet aber jetzt, daß er in der Civilverwaltung der neu 
erworbenen Provinzen, ſpeciell in Hannover, Verwendung finden ſoll und das 
19 inſofern glaublich, als nach den Zeitungen kürzlich ein Arbeiter⸗Verein 
n Hannover aufgelöft wurde, weil in ihm die Frage aufgeworfen wurde: was 
ift ein preußtſcher Provinziallandtag? (Heiterkeit) Es wäre doch nicht Wo 
gethan, die Firma Stieber und Wermuth in Hannover zu etabliten, und ich 
möchte don der Regierung darüber geen eine Beruhigung erhalten. 

Reg. ⸗Commiſſar Mölle: Ueber die Verwendung des auf Wartegeld ger 
ſetzten Polizeidircctor Stieber in der Civ loerwaltung iſt im Reſſort des Finanz⸗ 
miniſteriums nichts bekannt. 1 Heiterkeit , 

Die 6 Titel des vierten Abſchnitts werden darauf bah 

Präfivent v. For ckenbeck will um 3 Uhr in der Vorberathung fortfahren 
aber der Ruf nach Vertagung ertönt von allen Seiten. Der Saal iſt ſchon 
ziemlich dunkel und die Atmosphäre unerträglich. Die Sitzung wird daher 
geſchloſſen und die nächſte auf Montag 1% Uhr angeſetzt. (Tagesordnung: 
Grundſteuer⸗Regulirungskoſten und Petitionsbericht.) Am Dienſtag 10 Uhr 
und die folgenden Tage wird mit der Vorberathung des Etats fortgefahren, 
ſo daß die Etats der Ministerien der Finanzen, des Handels, der Juſtiz, des 
une und der landwirthihafilihen Angelegenheiten innerhalb der nächſten 

Voche erledigt ſein können. 5 1 ; 1 
| Die geheimen Gelder.] Bei der namentlichen Abſtimmung über die 
Bewillinung des Dispoſitionsfonds von 31.000 T lr. für allgemeine politiſche 
w.de (Etat des Staals⸗Miniſteriums) hat der Präſtoent des Hauſes von 
ordenbed mit der Minorität gegen die Bewilligung geſtimmt. 


Berlin, 23. Nov [Amtliches.] Se. Maſeſtät der König hat den frü⸗ 
heren Miniſter⸗Reſidenten am graßherzoglich heſſiſchen Hofe, Geh. Legations⸗ 
Rath v. Wentzel, zu Allerhöchſtibrem außerordentlichen Geſandten und be⸗ 
vollmaͤchtigten Miniſter an gedachtem Hofe ernannt; dem dem General⸗Gou⸗ 
vern⸗ment bon Hannover attachirten Landrath Freiherrn v. Hardenberg 
den Charakter als Geh. Regierungs⸗Ratb verliehen; an Stelle des auf ſein 
Anſuchen entiaſſenen bisherigen Conſuls James Bauch in Santiago de Cuba 


den dortigen Kaufmann Adolph Reiners zum Conſul daſelbſt ernannt; ſowie 


der von der Stadtderordneten⸗Verſammlung zu Bromberg auf den Gerichts⸗ 
Aſſeſſor Auguſt Wilbelm Goetz für die Dauer von 12 Jahren gerichteten 
— eilt beſoldeton Beigeordneten der genannten Stadt die Beſtätigung 
rthei 

Der Kaufmann Wilhelm Delius in Bremen iſt zum interimiſtiſchen Ver⸗ 
weſer des preußischen General⸗Conſulats daſelbſt beſtellt worden. 

Dem Maſchinen⸗Fabrikbeſizer Ouftan Brinkmann zu Witten iſt unter 
dem 20. Nodember 1868 ein Patent auf eine Grpanfiondfieuerung an Dampf» 
bämmern ertheilt worden. . 

Berlin, 21. Nov. Se. Majeſtät der König haben See geruht, 
den nachbenannten Offizieren und Magnſchaften des 2. Schleſiſchen „Jäger: 

ataillons Nr. 6 die Erlaukniß zur Anlegung der von des Herzogs von 
Sachſen⸗ Altenburg Hoheit ihnen verliehenen Decorationen des herzoglich ſach 
fenserneftinifchen ausordens zu ertheilen, und zwar: 

ipinsthitterkreuzes erſter Klaſſe: dem Hauptm. v. Roſenberg⸗ 

itterkr er Klaſſe: dem inzwiſchen zum Jaͤger⸗Ba⸗ 

talllon Nr. 10 ae dent. Frhrn. v. Spleinitz, Jag 5 
5 ilbernen Verdienstkreuzes: dem Zablmeiſter Reichel, und 
der filbernen Verdienſt⸗Medaille: dem Feldwebel Kitthaus, 
dem Blchſenmacher Hinzmann, dem Ober⸗Lazareih⸗Gehilfen Schebitz, dem 
Dberjäger Klimm und dem Jäger Haver. 

[Betanntmachung.] veben iſt die Nachbildung eines Darlehns⸗ 
Kaſſenſcheins zu 10 Thlr. zum Vorſchein gekommen, welche mit Hilfe der 


Ppotograppie auf gewöhnlichen, aber mit elner glänzenden Deckſchicht ver⸗ 


20851 Papier bergeitellt und von den echten Darlehns⸗Kaſſenſcheinen daran 


Ir ee e ae e dee eee 
die dringende Nothwendigkeit aufmerkſam 1 n die Scheine 
nd der i zu prüfen oder ſich doch die Namen der Einzahler 
edesmal zu merken. 

Allerhöchſte Cabinets⸗Ordre.] Beſitzer⸗ 
sung 9 ehemaligen Königreichs ee — 1 
ilitäreBerhältnifle eingeleitet iſt und die für den Wert des neuformirten 

10. Armee-Corps, beftimmten Truppentheile in ihren Garniſonen eingetroffen 
find, beſtimme Ich in Bezug auf die Offiziere und Militärbeamten der ehe: 
maligen hannoverſchen Armee wie folgt: i 
I) Diejenigen activen in 2, welche den Wunſch hegen, in Meine 

Armee uberzutreten, haben 1 Anträge bis zum 1, Januar k. J. an 

das General⸗Commando 10. Armee⸗Corps einzureichen, welches Mir 

dieſelben — möͤglichſt durch ein Urtheil über die betreffenden Offiziere 

pervollſtändigt — borzulegen bat. | 5 
2) In gleicher Weiſe ift bezüglich 9 5 5 Offiziere ꝛc. zu verfahren, 

welche ſtatt der An ellung in Meiner Armee ihre Penſionirung nach⸗ 

ſuchen; alle derartigen Geſuche müſſen ebenfalls bis zum 1. Januar 
4 * „an das General⸗Commando 10. Armee Corps a ſein. 
0) Sofern Offiziere vorhanden fein follten, welche weder Anſtellung noch 

Penſionirung nachſuchen, will ich bei Einreichung der ad 1. und 2. be⸗ 

Pe Nachweiſung einer Namhaftmachung derſelben behufs weiterer 

Beſchlußnahme entgegenſehen. 
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| 9077 
Ich beauftrage Sie, Vorſtehendes in geeigneter Weiſe zur Kenntniß der 
ehemaligen hannoverſchen Offiziere zu bringen und das ſonſt Erforderliche zu 


veranlaſſen. 

Berlin, den 20. November 1866. Wilhelm. 

[Bekanntmachung.] Mit Bezugnahme auf die vorſtehend publicirte 
allerhöchſte Cabinets⸗Ordre fordere ich nunmehr diejenigen Offiziere der vor⸗ 
maligen königlich hannoverſchen Armee, welche in die Armee Seiner Majeſtät 
des Königs von Preußen einzutreten wünſchen, bierdurch auf, ſich ſchrijftlich 
bis zum 1, Januar 1867 bei dem General⸗Commando des 10. Armeecorps 
in Hannover zu melden, und bemerke zugleich, daß von denjenigen Offizieren, 
welche ſich bis dahin nicht gemeldet haben, dieſſeits angenommen werden wird, 
daß ſie nicht beabſichtigen, in den königlich preußiſchen Dienſt überzutreten. 

Die Entbindung von ihren bisberigen Verpflichtungen nachzuſuchen und 
zu erwirken, muß den betreffenden Offizieren überlaſſen bleiben. — Eine Be: 
ſchleunigung dieſer Angelegenheit wird Na um fo mehr empfehlen, als dadurch 
die beabſichtigte ſofortige Placirung der jetzt beurlaubten Offiziere ermöglicht 
wird, während die Zahlungen, welche auf Grund der Capitulation von Lan⸗ 
genſalza bisher gewährt wurden, nicht über den 1. Januar k. J. hinaus in 
Ausſicht geſtellt werden können. 

Hannover, den 23. November 1866. 

Der General: Gouverneur von Hannover und commandirende General des 
10. Armee⸗Corps. 
General⸗Lieutenant von Voigts⸗Rhetz. 

[Die hannoverſchen Conſuln.] Wie bereis telegraphiſch gemeldet, 
ſchreibt der „Staats⸗Anzeiger“: Bekanntlich hat der vormalige hannoverſche 
Miniſter der auswärtigen ngelegenheiten, Graf Platen, unter dem 3. d. M. 
aus Hietzing bei Wien ein Circular an die vormals hannoverſchen Conſuln 
erlaſſen, worin er dieſe auffordert, ihre Amtsgeſchäfte fortzuführen. Inzwi⸗ 
ſchen ſind dieſe Conſuln bereits von der preußiſchen Regierung en laſſen; ihre 
Geſchäfte find den preußiſchen Conſuln übertragen; dies iſt durch das preu⸗ 
ßiſche General⸗Gondernement in Hannover zur Nachachtung aller Beiheiligten 
b kannt gemacht und in den betreffenden fremden Staaten ſind alle Einleitun⸗ 
gen getroffen, um das Exequatur der vormaligen hannoverſchen Conſuln ein⸗ 
zuziehen. Bei dieſer Lage der Sache iſt das obgengedachte Circular des Gra⸗ 
ſen Platen wirkungslos. Gleichwohl halten wir es nicht für überflüſſig, noch 
beſonders darauf aufmerkſam zu machen, daß alle Amtshandlungen vormali⸗ 
ger hannoverſcher Conſuln ungiltig ſind, daß alſo, wenn Rheder und Schiffer 
ſich noch jetzt an ſelb ge wenden, fie die hieraus hervorgehenden rechtlichen Nach⸗ 
tbeile ſich felbit beizumeſſen haben, und daß ihre betreffenden Angelegenheiten, 
Schiffspapiere und Rechtsverhältniſſe überhaupt nur durch die preußiſchen 
Conſuln beſorgt werden können. 

[Das Befinden des Grafen Bismarck.] Die „Berl. Mont. 
Ztg.“ ſchreibt: Die von uns zuerſt gebrachten Nachrichten über das 
noch keinesweges erfreuliche Befinden des Grafen v. Bismarck ſind lei⸗ 
der die allein richtigen geweſen, fo ſtark darüber auch officiöſerſeits die 
Köpfe geſchüttelt wurden. Selbſt unſere zur Zeit ſtark bezweifelte Nach⸗ 
richt, daß die Aerzte dem Premierminiſter dringend einen längern Auf⸗ 
enthalt in Italien angerathen haben, wird jetzt von auswärtigen und 
heimiſchen Zeitungen als die ihnen zugekommene neueſte Nachricht mit⸗ 
getheilt. 

[Der zur Zeit hier anweſende preußiſche Geſandte in 
Wien, Baron v. Werther,] ſoll, wie in diplomatiſchen Kreiſen 
verlautet, in gleicher Eigenſchaft nach Petersburg kommen und Graf 
v. Redern fein Nachfolger in Wien werden. Letzterer verheirathete hiee 
unlängſt feine Tochter mit dem Grafen Zichy, wodurch er mit der öfter: 
reichiſchen Ariſtokratie in verwandtſchaftliche Beziehung trat. 

[Zu dem Dotations⸗Geſetz!] iſt ein Amendement eingegangen, 
welches von den Mitgliedern des freien conſervativen Vereins unter⸗ 
zeichnet, die Einfügung des Wortes „und Staatsdiener“ hinter dem 
Worte „Heerführer“ beantragt. Die Dotations⸗Commiſſion wird heute 
(Montag) 10 Uhr ihre erſte Sitzung halten. Wie man mittheilt, 
unterliegt es keinem Zweifel, daß die Dotationsfrage ſchon in der Com⸗ 
miſſion eine befriedigende Ausgleichung erfahren wird. 

[Folgender Antrag des Abg. Waldeck in der Militär⸗ 
frage] wird für die Vorbereitung des Staatshaushalts⸗Etats im Haufe 
vorbereitet: 

„Das Haus der Abgeordneten erkennt in Beziehung auf die Heerespflicht, 
die Heeres⸗Verfaſſung und den Militär⸗Etat folgende Grundſätze als leitende 
an: 1) Die allgemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung iſt die Grundlage 
des preußiſchen Heeres⸗Syſtems, die Erfüllung dieſer Pflicht im ſtehenden 
Heere und in der Landwehr iſt in Gemäßheit des Artikels 34 und 35 der 
Verfaſſung durch das Geſetz vom 3. September 1814 geregelt. 2) Die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes können nur im Wege der Geſetzgebung geändert 
werden. Die geſetzliche Dienſtzeit im Heere beträgt 5 Jahre (§ 5, 6 des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. September 181). pi Erhöhung dieſer Dienſtzeit auf 7 Jahre 
und die dadurch herbeigeführte gänzliche Veränderung des Landwehrſyſtems 
bedurfte alſo zu ihrer Giltigkeit der Zuſtimmung der Landesvertretung, welche 
zur Zeit nicht ertheilt iſt 3) Die zu Folge des § 3 des Geſetzes vom 3. Sep⸗ 
tember 1814 nach dem jedes maligen Staatsverhältniſſe zu beſtimmende Stärke 
des ſtehenden Heeres kann nur unter Zuſtimmung der Landesvertretung feſt⸗ 
geſtellt werden. 4) Ein Rekrutirungsgeſetz und ein Heer⸗Organiſations⸗Geſetz 
iſt dringendes Bedürfniß. 5) Eine weitere Entwickelung unſeres Heerweſens 
im volksthümlichen Sinne, welche zugleich den unabweislichen volkswirth⸗ 
schaftlichen Forderungen entſpricht, wird demſelben auch in den neu erworbenen 
Landestheilen, ſowie im übrigen Deutſchland die allgemeine Anerkennun⸗ 
ſichern. Dazu gehört die Wiederherſtellung der zweijährigen Präſenzzeit im 
ſtehenden Heere, die Erhaltung und Pflege der Landwehr, die Beſchränlung 
des Milität⸗Gerichts⸗-Standes in Friedenszeiten auf militäriſche Verbrechen 
und Vergehen, die nicht blos geſetzliche, ſondern auch thatſächliche Gleichſtellung 
aller Staatsbürger in der Erlangung der Offiziersſtellen jeden Ranges. 
6) Da der Militäretat für 1867 die dem preußiſchen Staat neu einverleibten 
Länder und die Staaten des norddeutſchen Bundes nicht mit umfaßt, ſo trägt 
derſelbe einen weſentlich proviſoriſchen Charakter. Die Art und Weiſe der 
Prüfung und Feſtſetzung die es Etats ſchließt keinen Verzicht auf die unter 
1 bis 3 in Bezug auf die künftige definitive Organiſation des Heeres gedach⸗ 
ten, der preußiſchen Landesvertretung zuſtehenden Rechte und kein Zugeſtänd⸗ 


niß in ſich.“ 

Koblenz, 24. Nov. [Ihre Mafeſtät die Königin Auguſta] 
empfing vorgeſtern eine größere Anzahl Herren und Damen des rheini⸗ 
ſchen Adels. Der Freih. v. Spieß⸗Büllesheim hat den Kammerherren⸗ 
dienſt bei Ihrer Majeftät übernommen. 

Hannover, 23. Nov. [Vernehmungen.] Die ritterſchaftliche 
„Erklärung“, welche noch immer viel von ſich reden macht, war be: 
kanntlich auch von mehreren höheren Beamten unterzeichnet. Wir fan⸗ 
den darunter die Namen von Landdroſten, Regierungsräthen, Oberge⸗ 
richtodirectoren, ja vom Präfiventen des höchſten Landesgerichts. Schon 
vor einigen Tagen drohte die „Kreuzzeitung“, daß man ein ſolches 
oppoſitionelles Vorgehen der Beamten als ein Abſchiedsgeſuch derſelben 
aufzufaſſen geneigt ſei. Jetzt ſind nun auf Specialbefehl des General⸗ 
gouverneurs v. Voigts⸗Rhetz durch den Herrn Civilcommiſſar von 
allen denjenigen Unterzeichnern, welche im hieſigen Staatsdienſte ſich be: 
finden, ſchriftliche Erklärungen darüber eingefordert, ob fie die Reſolu⸗ 
tion ſelbſt unterſchrieben oder ob ihre Namen mit ihrer ausdrücklichen 
Einwilligung darunter geſetzt, und ob ſie bei der Unterſchrift bezw. bei 
der Einwilligung zur Unterſchrift vollſtändige Kenntniß des Inhalts der 
Reſolution gehaben haben. Wahrſcheinlich beabſichtigt man nach Ein⸗ 
gang der betreffenden Erklärungen gegen dieſe Beamten, welche ſich an 
der ritterſchaftlichen Reſolution betheiligten, Diseiplinarunterſuchungen 
eintreten zu laſſen. (Magd. 3.) 

Wiesbaden, 23. Nov. [Lang +) Der Hofgerichts⸗Procurator 
Dr. Lang, der oft genannte liberale Landtags⸗Adgeordnete für die 
Stadt Wiesbaden, iſt, wie das „Fr. J.“ meldet, geſtern Abend plötzlich 
geſtorben. 


Karlsruhe, 22. Nov. [Die evangeliſchen Proteſtgeiſtli? 
chen] haben, nachdem alle ihre Schritte wegen Beſeitigung des Kirchen⸗ 
raths Schenkel ſowohl bei der oberſten Kirchenbehöͤrde als bei dem 
Miniſterium des Innern, welch letzteres ſich einfach auf die Anſicht der 
zuſtändigen Kirchenbehörde berief, vergebens geweſen ſind, eine neue Er⸗ 
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klärung abgegeben. Darnach wollen ſie nicht aufhören, gegen ein den 


Grundboden der Kirche untergrabended Verhältniß zu proteſtiren, bis 


es Gott gefällt, Recht zu ſchaffen. Es ift eine Gewohnheit der ortho⸗ 


doren Parteien, wenn fie ſich in der Minderheit befinden, immer mit 
ganz ſpecieller Betonung den Namen Gottes für ihre Controverſen an⸗ 
zurufen. Hat doch die Herrſchaft lange genug bei ihnen gelegen und iſt 
es ein allgemeines Weltgeſetz des Geifled, daß nach einem gewiſſen Zeit⸗ 
raum ein Wechſel eintreten muß! (N. 3.) 
Stuttgart, 20. Nov. [Buchhändleriſche Concurſe.] Ihre 
der „Karlsr. Ztg.“ entnommene Nachricht über das „plötzliche Verſchwin⸗ 
den“ eines hieſigen Buchhändlers iſt unrichtig und der Sachverhalt viel⸗ 
mehr folgender. Der Inhaber der Firma „Krais u. Hofmann“ (be⸗ 
kannt durch den Verlag der „Freya“), Herr Dr. Krais hier, hat ſchon 
vor mehreren Wochen ſeinen Gläubigern außergerichtlich den Stand der 
Zahlungsunfähigkeit mitgetheilt und den Verſuch gemacht, ſich mit Hilfe 
ſeines ſehr reichen Schwiegervaters, Verlagsbuchhändler Carl Hofmann, 
zu arrangiren. Sicherem Vernehmen nach hatte auch die Mehrzahl der 
Gläubiger bereits die gemachte Offerte angenommen, als auf Andrängen 
Anderer die gerichtliche Inſolvenzerklärung erfolgte. 
noch Hoffnung, daß ein gerichtliches Ausgleichsverfahren eintreten werde, 


indem andernfalls zahlreiche Gläubiger (man ſpricht von einer halben a 


Million Paſſiven) mit ſchweren Verluſten bedroht wären. Das Falli⸗ 
ment dieſer Firma hat nun leider einen weiteren buchhändleriſchen Ban⸗ 
kerott, den der angeſehenen Firma Engelhorn, nach ſich gezogen und 
noch ein weiteres nichtbuchhändleriſches Handlungshaus ſchwer betrofien, 


Hierdurch iſt nun unſere buchhändleriſche Welt bei ihren norddeutſchen 


Collegen in einen, wie ich verſichern kann, ganz unverdienten Mißeredit 
gerathen; es wäre ſehr ungerecht, den hoͤchſt geachteten hieſigen Buch⸗ 
handel für die ganz eigenthümlichen Verhältniſſe, die jene beiden Firmen 
zu Fall gebracht haben, verantwortlich zu machen. Ueberall, auch auf 
dem ſolideſten Platze, zeigt ſich zuweilen das vereinzelte Unkraut des 


Schwindels. (Fr. J.) 
Oeſterreich. 
Wien, 24. Nov. [Der Kaiſer von Mexico.] Das „N. Fr. Bl.“ 
erfährt von zuverläſſiger Seite, daß der Kaiſer Max von Mexico mit 
dem zweitnächſten Dampfſchiff in St. Nazaire eintreffen und nach kur⸗ 
zem Aufenthalt in Paris ſich direct nach Miramar begeben wird. 
Se. Majeftät wird daſelbſt zwiſchen 15. und 20. Dezember erwartet.“ 
1 rer.... .ñ᷑51?b'y˖ 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 25. Nov. [Feuersgefahr.] Geſtern Abend in der Iten 
Stunde rückte die Hauptfeuerwache nach dem Hauſe Oblauerſtraße Nr. 38 
(3 Krärze), woſelbſt in einem ruſſiſchen Schornſteine der Ruß zum Brennen 
gekommen war. Bei Ankunft der Feuerwehr war indeſſen die Gefahr bereits 
vorüber und ein weiteres Einſchreiten nicht mehr nöthig. 


Breslau, 22. Nobbr. [Schwurgericht.] In der erſten Verbands 
lung erſchienen, wegen wiſſentlichen Gebrauchs einer falſchen Urkunde angeklagt: 
1) Die Dienſtknechte Herrmann Griwiatz und Anton Partetzke und die 
Tagearbeiter Carl Guhl und Franz Schätzel, ſämmtlich aus Dobrtowitz. 
Die Staatsanwaltſchaft vertrat Staatsanwalt Fuchs, die erſten beiden Ange⸗ 
klagten vertheidigte Ger. ⸗Aſſeſſor Remiſch, die letzten beiden App.⸗Ger.⸗Ref. 
Lewy. Sämmtliche Angeklagte befanden ſich am 21. Juli c. im Dienſte des 
Bauer Mendor und verrichteten Feldarbeit. Hierbei dekamen ſie Durſt und 
wollten Branntwein trinken. Sie hatten jedoch kein Geld und gingen daber 
ſehr gern auf den Vorſchlag ein, durch einen gefälſchten, mit dem Namen des 


Bauers Schmuda unterſchriebenen Zettel don der Frau Deſtillateur Lauffer 


in Trachenberg eine Quantität Branntwein und Bier zu holen. Guhl gab 


das Papier und einen Bleistift, Partetzke ſchrieb, was ihm von Gubl und angeblich 
auch von Schätzel dictirt wurde. Mit der Ausführung wurde Griwiatz betraut, 


der auch vollſtändig reüſſirte. Er erzählte der Frau Lauffer, daß ſein Dienſtherr 
Schmuda hier mit ſeinem Pferde verunglückt ſei und daher nicht 


könne und erhielt darauf das Verlangte. Sie wurden deshalb, wie oben er⸗ 95 


wäbnt, angeklagt. Der Vertheidiger gründete guf den in der mündlichen Ver⸗ 


handlung nachgewieſenen Umſtand, daß bald bei Vornahme der Fälſchung von 
den Angeklagten ausgemacht worden ſei, daß am anderen Tage die eninon⸗ 


menen Getränke bezahlt werden ſollten und daß die Bezahlung in der That 


erfolgt iſt, wie es ſcheint, mit Recht, der Antrag auf Freiſprechung, da ja die 
gewinnſüchtige Abſicht ausgeſchloſſen ſei. Die Geſchworenen nahmen gleich? 
wohl gewinnſüchtige Abſicht an und ſprachen das Schuldig bezüglich des 
Partetzke und Guhl, das Nichtſchuldig nur bezuglich des 


Griwiatz, 
Schätzel aus, bei dem überhaupt der Nachweis fehlte, daß er ſich bei der 
ganzen Sache anders als durch Mittrinken betbeiligt babe. — Gr., P. und G. 


wurden zu je 3 Monaten Gefängniß und 3 Thlr. Geldbuße, event. noch zwei 


Tage Gefängniß verurtheilt. { 

In der zweiten Verſammlung erſchien gleichfalls wegen Urkundenfälibung 
angetlagt der Freigärtner Friedrich Hoffmann aus Labſchütz, vertheidigt 
durch den Gerichts⸗Aſſeſſor Reinſch. Der Angeklagte erhielt auf feine Bitte, 
ihm 100 Thlr. Darlehn zu geben, oon dem Schuhmachermeiſt er Bartſch zu 
Trachenberg vorläufig 80 Thlr. mit dem Verſprechen der weiteren 20 Thlr., 
ſobald er mit feiner Freiſtelle Nr. 34 Labſchütz würde Hypothek beſtellt ha 


ben. Hoffmann beſtellte dennächſt eine Hypothek über 150 Thlr. und wollte 


ftatt der verſprochegen 20 Thlr. noch 70 Thlr. geliehen haben. Da Bariſch 
erklärte, daß er dieſem Wunſche nicht entſprechen könne, wurde eine Ceſſion 
der Hypothek an den Handelsmann Kupferberg bewirkt, ſo daß Hoffmann 
nunmehr blos noch perſönlich mit feiner Darlehnsſchuld dem Jariſch ver⸗ 
haftet war. Dieſer drang darauf, daß hierfür Sicherheit beſtellt würde. 
Hoffmann ließ nunmehr ſein Grundſtück taxiren und beſtellte auf demſelben 
für Bartſch eine Hypothek von 200 Thlr., übergab dieſelbe mit der Taxe dem 


Bartſch, ihm hierfür Valuta zu entrichten. Bartſch war hierzu nicht geneigt, 


obgleich ihm verſichert wurde, daß das Grundſtück nicht blos 14, wie die Taxe 
beſagt, ſondern ſogar 15 Morgen habe, wie dies eine neue Vermeſſung ers 
geben würde. Spaͤter ließ ſich jedoch Bartſch herbei, noch 50 Thlr. zu geben. 
In der That hatte das Grundſtück des Angellagten nur einen Umfang von 
12 Morgen, wie auch die Ortsgerichte angegeben hatten, und die in dem 
Taxinſtrumente befindliche Zahl 14 war offenbar, und zwar, wie die Anklage 
behauptete, von Hoffmann gefälicht, der hierdurch den Bartſch zur Hergabe 
der Valuta habe bewegen wollen. Die Faälſchung der vorher dorhan⸗ 
denen Zahl 2 in eine 4 war ſchon durch bloßen Augenſchein erſicht⸗ 
lich. — Der Angeklagte beſtritt, die Fälſchung vorgenommen zu haben und 
erzählte zur Charakteriſti' des Bartſch, daß er mehrfache Darlehen von dem⸗ 


Es iſt jedoch immer 
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felben gegen Hypothekenbeſtellung, niemals aber die volle Valuta derjelben 


erhalten habe und dadurch bedeutend in feinem Vermoͤgen beſchaͤdigt worden 
ſei. Die Ausſage des Belaſtungs zeugen Bartih war in mancher Beziehung 
nicht conform und dadurch offenbar in ihrer Glaubwürdigkeit geſchwächt. 
Letzteres galt auch für die Ausſage zweier anderer Belaſtungszeugen, da der 
eine Geſelle des Damnificaten und Denunciaten Bariſch, der andere ſeine 
Tochter war. Ein eigenthümlicher Umſtand war es auch, daß Bartſch nach 
ſeiner eigene! Angabe nur ſeinen Namen und Ziffern ſchreiben konnte und 
daß überbaupt nur eine Ziffer gefälſcht worden war. Es veranlaßte dies 
den Vertheidiger, die Autorſchaſt der Faͤlſchung durch den Angeklagten als 
unwahrſcheinlich darzuſtellen, zumal auch ein Zuwachs von 2 Morgen zu dem 


Grundſtück offenbar keine bedeutend höhere Sicherheit dem Gläubiger hätte 


7 


gewähren können, da es ja hierbei weniger auf die Zahl als auf die Quali⸗ 
tät der Morgen We ihrer Bodenbeſchaffenbeit, d. 9. alſo auf den bei der 
Taxe ermittelten Werth des Grundſtücks ankomme. Dieſer Werth ſei aber 
in der Taxe unverändert gelaſſen worden und es fehle ſonach an einem Mo⸗ 
tiv für die Fälſchun Daß ſie von einem Anderen als dem Angeklagten 
verübt worden ſein 
aus den Händen gegeben habe. 
aus, nahmen aber mildernde Umſtände an und der Ange rage, wurde zu 
6 Monaten Gefängniß und 10 Thlr. Geldbuße event. 

verurtheilt. 


Breslau, 26. Novbr. [Polizeiliches] Geſtohlen wurden: Klein⸗ 
burgerſtraße 13 1 Unterbett mit roth und weiß geitreiftem Drillich⸗Inlett, 1 
weißer Deckbett⸗Ueberzug, 2 dergl. re e 1 neues Betztuch, 1 
grünwollener Frauenrock und ein roth und weiß carrirtes wollenes Kleid. 
Auf dem Neumarkt, 1 ſog. a 
1 Paar ſchwarze Hofen, 1 dergl. Jacke und 1 ſchwarze Weite, ſowie ein Paar 


Schlafſchuhe und zwei Buttertöpfe befanden. Schuhbrücke 29 1 füberne Anker. 
Uhr mit Talmi⸗Ketie, goldene Kapſel, dergl. Schieber und Medaillon, letzte. 


— — 


Hanne, beweiſe der Umſtand, daß der Angeklagte die Tare 
Die Geſchworenen ſprachen das Schuldig 
Tagen Gefängniß & Bl 
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Handkober, in welchem ſich ein ſchwarzer Rock, 


res . einer Lorgnette. Ketzerberg 6 1 Sack Weizenmehl im Gewicht 
von 3 Centnern. Einem in der Nähe Breslou's wohnenden Landwirthe aus 
verſchloſſenem Stalle, 10 Stuck Gänſe; unter denſelben befindet ſich eine, 
2 welche lahmt und eine zweite, die nur einen halben Oberſchenkel hat. 

6325 Polizeilich mit Beſchlag belegt: 1 Rohrſtock und 1 weiße geblumte 
55 Bettdecke. 

1 Verloren wurde ein Zehnthaler⸗Kaſſenſchein. 

% [Unterbringung eine3 de Mannes im Hoſpital.] 
E. Am 23. d. Mts., Nachm. wurde auf dem Lehmdamm eine ungekannte männ⸗ 
NR liche Perſon beſmnungslos auf der Straße liegend gefunden. Dieſelbe war 
Inn‘, anſcheinend ſchwer erkrankt und wurde in Folge deſſen mittelſt Tragbett in 
das Hoſpital Allerheiligen befördert. (Prov. ⸗Ztg.) 


82 Görlitz, 23. Nopbr. [Com munales.] Vor einiger Zeit theilte ich 
ER hnen die der ede der Statuten mit, welche von Seiten des Magiſtrats 

Betreff der ſtädtiſchen Wittwen⸗Penſionskaſſe aufgeſtellt und höheren Orts 
enehmigt worden find. Im Anſchluſſe an dieſelben hat nunmehr die ſtädtiſche 
\ ehörde eine Reihe Beſtimmungen erlaſſen, welche über den Beitritt der vor 
. und von dem Jahre 1865 angeſtellten Beamten und Lehrer zu der beſagten 
Kaſſe erlaſſen worden ſind. Nach denſelben haben die vom 1. Januar 1865 
IR ab im ſtädtiſchen Dienſt angeſtellten Beamten Beiträge zu dem Wittwen⸗ und 
IR Waiſen⸗Unterſtützungsfond nicht mehr zu leiſten, haben aber auch keine An⸗ 
er laben an denſelben. Die vor dem 1. Januar 1865 angeſtellten Beamten 
9 aben ſich über den Beitritt zu der neubegründeten Wittwenkaſſe ſofort zu 
erklären. Treten ſie nicht bei, fo müſſen fie ihre Beiträge zu dem Unter⸗ 
ſſtütungsfond entrichten; ibre Nachbleibenden haben dann auch nur Anſprüche 
5 auf Unterſtützung aus den Zinſen dieſes Fonds. Der bereits angeſtellte bei⸗ 


1 tretende Beamte hat, wenn er ſeiner Wittwe nur % desjenigen Gehaltes ver⸗ 
18 ſichert, von welchem er bisher obengenannte Beiträge entrichtet hat, nur den⸗ 

ſelben Beitrag weiter dr bezahlen, welchen er bisher zum Unterſtützungsfond 
* 147 für eine Mehrverſicherung zahlt er nur die Hälfte der tarifmäßigen 
>: eiträge, die Stadtkaſſe übernimmt den Zuſchuß. Erhöhungen der Penſton 
nach dem Beitritt finden nur gegen an der vollen Prämie ſtatt. Die 
. Wittwen der bereits angeſtellten Beamten haben auch, wenn der Tod des 
C hemannes während der erſten 2 Jahre nach dem Aufnahme⸗Termin erfolgt, 
Anſprüche auf die Zahlung der vollen Penſion. Bereits angeſtellte un ver⸗ 
heirathete Beamte können entweder die bereits zum Unterſtützungsfond einge⸗ 
zahlten Beiträge fortentrichten und genießen dann bei ihrer Verheirathung die 
oben erwähnten Vortheile, oder ſie können die bereits gezahlten Beiträge 
zurückerheben, ohne Zinſen, und zahlen im Falle der Schließung einer Ehe die 
pollen tarif mäßigen Beiträge. Vom 1. Januar 1867 an wird der Unter⸗ 
ſtützungsſond mit der Wittwenkaſſe vereinigt. Eine weitere Beſtimmung, 
welche ſich wahrſcheinlich auf diejenigen vor 1865 angeſtellten Beamten be⸗ 
zieht, die dem qu. Unterſtützungsfond nicht angehört haben, gewährt denjeni⸗ 
gen, welche ihren Beitritt zur Wittwenkaſſe erklären, die Vergünſtigung, daß 
die Stadt⸗Commune den bierten Theil der tarifmäßigen Beiträge über⸗ 
= nimmt. 


Brieg, 23. Nobbr. [Straßenbereinigung. — Allee. — Be 
woachungskoſten. — Induſtrie⸗Ausſtellung. — Regiſtratur.] Seit 
etwa 4 Jahren wurden die Bewohner des hieſigen ſtädtiſchen Armenhauſes 
auch dazu verwendet, die Straßenbereinigung, ſoweit dieſe der Sorge der ein⸗ 
elnen Hausbeſitzer obliegt, für einen Theil derſelben zu übernehmen. Zu 
ieſem Zwecke hatte der hieſige Magiſtrat Verträge mit den betreffenden Haus⸗ 
beſitzern abgeſchloſſen, wonach letztere den geringen Betrag von 1 Sgr. pro 
ahr und laufenden Sub der Hausbreite für dieſe Straßenreinigung zu ent⸗ 
richten hatten. Durch dieſe Verträge war anfänglich ein zweifacher Zweck er⸗ 
reicht worden: 1. gewann der Magiſtrat ein Mittel, die Armenhäusler auf 
eine nutzbringende Weiſe zu beſchäftigen, und 2. wurde dadurch den betreffen⸗ 
den Hausbeſitzern offenbar eine große Erleichterung gewährt. Daher durfte 
Rees nicht Wunder nehmen, daß Aude die bei der beregten Einrichtung inter⸗ 
flirten Hausbeſitzer durch die Nachricht, daß ſeitens des Magiſtrats die oben 
erwähnten Verträge gekündigt und mit dem 31. Dezember d. J. gelöft wer⸗ 
den jollten, ſehr unangenehm berührt wurden. Es hatten nämlich allmälig über 
220 Hausbeſitzer auf die angeführte Art die einigung der Straße vor ihren Grund⸗ 
finden vornehmen laſſen, jo daß zuletzt die vorhandenen Arbeitskräfte nicht 
ausreichten, und der Magiſtrat, anderer hervorgetretener Uebelſtände nicht zu 
= edenken, ſich außer Stand geſetzt glaubte, länger das bisherige Verhältniß 
5 Portbeftehen zu laſſen. In Folge deſſen rief dieſer Gegenſtand in der heutigen 
Sitzung der Stadtverordneten die ausgedehnteſte und lebhafteſte Discuſſion 
hervor. Der Antrag des Magiſtrates, die Verträge über die in Rede Fs 
Straßenreinigung einfach zu kündigen, wurde jedoch ſchließlich unter der Modi⸗ 
fication angenommen, daß es jedem betreffenden Hausbeſitzer frei ſtehen ſolle, 
den Vertrag bis ult. März k. J. zu verlängern, falls er ſich bereit erkläre, 
ür das Vierteljahr vom 1. —. bis ult. März k. J. eine angemeſſene 
8 böbere Zahlung für die Straßenreinigung zu leiſten. Dieſer Beſchluß unſerer 
5 Stadtverordneten wird ohne Zweifel für viele Hausbeſitzer eine wahre 
Wohltbat fein, zudem auch noch ein anderer Antrag dahin zielte, 
x den Magiſtrat zu erſuchen, noch vor Ablauf des verlängerten Ber: 
trages den neuen Straßenbereinigungsplan zu einem alle Intereſſenten be⸗ 
friedigenden Reſultate zu führen, ohne die Bereinigung ſelbſt wieder den 
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GSGrundbeſitzern direct aufzuerlegen. — Rückſichtlich der Bepflanzung der neuen 
* Promenadenſtraße entſchied — die Stadtperordneten⸗Verſammlung nach 
25 mehrfachen Erwägungen dahin, ftatt der in Vorſchlag gebrachten Platanen⸗ 
2 Allee, auf der Strecke vom Neiſſer⸗ bis Mollwitzer⸗Thor eine Linden⸗Allee an: 


ulegen. — Ich theilte Ihnen ſeinerzeit mit, daß die biefige Commune bei 
Aus ruch des letzten Krieges genötbigt wurde, die Bewachung der hieſigen 
Tonigl. Strafanſtalt zu übernehmen. Magiſtrat hoffte jedoch damals, daß die 
dadurch der Stadt entſtehenden Unkoſten, welche die Höhe von 1063 Thlrn. 
erreicht haben, vom Fiscus reſtituirt werden würden. Dieſe Hoffnung hat 
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aber nach den letzten Erfahrungen und nach den Erlaſſen des Miniſteriums 

wenig Ausſicht. Daher ermächtigte die heutige Verſammlung den Magiſtrat, 

zuſtrengen. — Bekanntlich lag es im Plane der hieſigen ſtädtiſchen Behörden 

t und des Gewerbehaus⸗Vorſtandes, mit Beginn dieſes Herbſtes hierſelbſt eine 

. din lan vereltett Auf W. ins Leben zu rufen. Der Krieg hatte jedoch die⸗ 

en Plan vereitelt. Auf Antrag des hieſigen Gewerbehaus⸗Vorſtandes theilte 

2. bis 14. Juni k. J. bei Einweihung des hieſigen Gewerbehauſes eine „Brie⸗ 

ger Induſtrie⸗Ausſtellung“ ſtattfinden ſolle, wozu man auch die Induſtriellen 

* Bernitadi, Namslau u. ſ. w. zur Betheiligung einladen wolle. 

1 Es wurde dabei ferner ausgeführt, daß man von einer Ausſtellung 

Sͤchleſien, ſondern ſogar über deiſen Grenzen hinaus, bedeutenden Anklang 

"2% Ben 18 für jetzt abſtehen müſſe, da die große Pariſer Weltausſtellung 

Gewerbetag hierſelbſt ſtattfinden wird, fo iſt zu hoffen, daß die Brieger In⸗ 

duftrie-Ausftelung vielſeitige Theilnahme und Unterſtützung finden werde. 

Brieger Induſtrie⸗Ausſtellung event. die Deckung zu übernehmen. — Schließ⸗ 
lich genehmigte die Verſammlung noch die vom 

egelung der ſtädtiſchen Regiſtratur⸗Verhaltniſſe bei 21,000 Actenſtücken, näm⸗ 

lich 15,000 Stück reponirten und Stück currenten, zur Zeit die drin⸗ 

Vorträge und Vereine. 

6. Breslau, 24. Nov. [Franzöſiſche Vorleſungen.] Was Herr 
tiſchen Vorträge in franzböſiſcher Sprache“ (ſiehe Nr. 522 d. Ztg.) 
delt ublitem mi der liebenswürdigſten Veſcheidenheit zugeſagt hatte, dag 
redlich gehalten. Mag es immerhin fein, daß derſelbe, wie man uns mitge⸗ 
theilt hat, gerade an dieſem Abende nicht ganz wie ſonſt disponirt war; jo 

’ Humdigen willkommene Befriedigung und Verwerthung ihres Sprach⸗ und 
Kunſt⸗Intereſſes, — den weniger und wenig Geübten aber, namentlich der 
gefunden, was namentlich der (hoffentlich nicht für immer und nicht für alle 
ö Reife) „emeritirte Vorleſer von . 

5 eglaubt hat, und wir freuten uns, abgejeben 
von der echt pariſiſchen Ausdı udam:ife, mit welcher der Letztere mehrere Scenen 
faſſer vortrug, beſonders auch an der außergewöhnlichen Deutlichkeit in der 
rade 8 die es gewiß auch den weniger Geübten ſehr leicht werden 
u folgen. Indem wir daher ſchon im Voraus die nächſtens 
orlefung der Nene cen „Phädra“ mit dem lebhafteſten In⸗ 
begrüßen, glauben wir mit gutem Grunde die 4 ausſprechen 

2 en, daß ſich der ſchon neulich nicht kleine Kreis der 


wegen Erſtattung vorerwähnter 1063 Thlr. den Proceß gegen den Fiscus ans 
Ausſtellung ſchleſiſcher Geſpinnſte und Gewebe neben einer Brieger 
jedoch heut Magiſtrat der Stadtverordneten⸗Verſammlung mit, daß vom 

der kleineren Nachbarſtädte Ohlau, Löwen, Grottkau, Strehlen, 
ſchleſiſcher Geſpinnſte und Gewebe, ſo ſehr auch dieſelbe früher nicht blos in 

ier ſtörend in den Weg trete. Da aber zu Pfingſten k. J. auch der ſchleſiſche 

1 Die Verſammlung erklärte ſich bereit, für die möglichen Unkoſten bei der 
ur Anlage eines neuen Acten⸗Repertoriums, da die endliche, vollſtändige 

be gendſte Nothwendigkeit geworden iſt. 

Erneſt Knobloch in der erſten Ankündigung feiner „lite rariſchdrama⸗ 
hat derſelbe bei der Eröffnung feiner Vorträge am vorigen Donnerstage auch 
viel it ſicher, daß er auch bei jener Gelegenheit feinen Zweck, „den Sprach⸗ 
Jugend, Nutzen zu bringen“, vollſtändig erreicht hat. Wir haben in der That 

etier“, unſer verehrter Holtei, an Herrn 
Kaobloch empfehlen zu müſſen 
des Moliereſchen 3 * und des „Miſogyne“ von demſelben Ber- 
Frog 2 te, dem Vortrage felbit bis ins Einzelnſte und Kleinſte mit dem rechten 
e N 
5 ende 
dau bür r 1 
Se tgrößert haben wird; — eine Hoffnung, die wir ebenſowohl im 
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Intereſſe des jedenfalls höchſt empfehlenswerthen Unternehmens wie in de m 
des gebildeten Publikums nicht aufgeben mögen. Möchten ſich namentlich 
die, deren Händen die Heranbildung der Augen vertraut iſt, dieſe Gelegen⸗ 
heit nicht entgehen laſſen, nicht nur für die Erweiterung der Sprachkenntniß, 
ſondern auch für die Bildung des Geſchmacks ihrer Pflegebefohlenen zu ſor⸗ 
gen. Daß uns die Muſter der franzöſiſchen Literatur des 17. Jahrhunderts 
nicht fremd werden dürfen, darin wird gewiß jeder Kenner derſelben uns un⸗ 
bedingt beipflichten. Hr. Erneſt Knobloch aber führt ſeine Zuhörer in der 
That auf die leichteſte und zugleich wirkſamſte Art in deren Geiſt ein. 


Breslau, 26. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 13. U.⸗P. — F. 9 3. 
Eisſtand. 


— EUER SER U OHE EN SE BRSUER WEESC NR BEE RNGEERENEZRUEEUEETREEEREEEFRESERZE 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Peſt, 25. Nobbr. In einer heute abgehaltenen Sitzung beſchloß 
die Linke, an den Berathungen der Siebenundſechziger⸗Commiſſion 
nicht 4 zu nehmen, ſo lange kein verantwortliches Miniſterium er⸗ 
nannt ſei. 

Trieſt, 25. Noobr. Mit der Ueberlandspoſt find Nachrichten aus 
Calcutta vom 19. Oct. eingegangen, nach welchen die Revolution in 
Birma beendigt iſt. Ein Commiſſar der britiſchen Regierung wird ſich 
wiederum dorthin begeben. Man erwartet den Abſchluß eines neuen 
Vertrages zwiſchen der britiſchen und birmaniſchen Regierung. 

Nachrichten aus Eorfu vom 24. d., welche aus griechiſcher Quelle 
ſtammen, melden ein ſiegreiches Gefecht, welches die Inſurgenten unter 
Führung von Coroneos beſtanden haben; die Türken ſollen an Todten 
und Verwundeten 3000, an Gefangenen 2000 Mann verloren haben. 
Auch bei Askypzos haben die Inſurgenten einen Sieg erfochten. Ferner 
wird die Abberufung von Muſtapha⸗Paſcha und deſſen Erſetzung durch 
Omer⸗Paſcha gemeldet. — Der Dampfer „Panhellenion“ hat abermals 
Freiwillige von Patras gebracht. 

Nom, 23. Nov. Das „Giornale di Roma“ fagt in Bezug auf 
die Worte des „Abend⸗Moniteur“ vom 21. d. Mts. über die letzten 
Handlungen der italieniſchen Regierung: Die extremen Parteien, von 
denen der „Moniteur“ ſpricht, find gerade diejenigen, welchen das Rund: 
ſchreiben Ricaſoli's Vorſchub leiſtet, wenn es erklärt, daß eine päpſtliche 
Staatsgewalt mit dem Fortſchritte der Civiliſation im Widerſpruch ſtehe 
und daß die italieniſche Regierung bereit ſei, die für die Freiheit und 
Unabhängigkeit des Papſtes nothwendigen Bürgſchaften zu ſtellen, Bürg⸗ 
ſchaften, welche ein Erſatz für die vom Königreiche Italien abſorbirte 
weltliche Gewalt ſein ſollen. a 

Paris, 25. Nov. Der heutige „Moniteur“ ſchreibt: Der Ablauf 
des engliſch⸗franzöſiſchen Auslieferungs⸗Vertrages vom Jahre 1843, deſſen 
Stipulationen mit dem 4. Dez. außer Kraft treten würden, iſt bis zu 
Anfang September 1867 vertagt worden. 

Paris, 25. Nov. Glaubwürdig wird verſichert, der Kaiſer habe 
ſeiner Umgebung mitgetheilt, daß die Kaiſerin trotz mehrfach ausge⸗ 
ſprochener Bedenken der Miniſter entſchloſſen ſei, nach Rom zu reiſen. 
45 würde daſelbſt 14 bis 20 Tage verweilen und dann Florenz be⸗ 
uchen. 
Italien fein. Die kaiſerliche Jacht „l' Aigle“ wird reiſefertig gemacht. 

Marſeille, 24. Nov. Aus Rom wird vom 22. d. M. gemeldet, 
daß Unterhandlungen über die Beſetzung der vacanten Bisthümer in 
Italien in Ausſicht ſtehen. Außerdem wird beſtätigt, daß demnächſt 
eine Zufammenberufung der Biſchoͤfe der katholiſchen Chriſtenheit zum 
29. Juni nächſten Jahres erfolgen ſoll. 

London, 24. Nov. „Reuter's Office“ meldet: Newyork, 14. Nov. 
Wie verlautet, wird der Secretär des Schatzes beim Congreß auf eine 
baldige Wiederaufnahme der Baarzahlungen dringen. — General Sher⸗ 


Zweck der Reife ſolle die Ausſöͤhnung des heiligen Stuhles mit 


— Rheins 


Eiſenb.⸗Actien —. Defterr. Eliſabetbahn 102%. B Weſtbahn 
Nabedabn —. ee e 1 Geſſe Ken —. Darm 
K 


e e 
10 oſe 1 55. 
Anleihe 95%. x Oeſterr. N 8 5 


tational⸗A 51%, 9 1. 
4% % Metalliques 38%. nlehen 51%, 5 Metalliques 43% 


Frankfurt a. M., 25. Nopbr. (Effecten⸗ Societät. Stimmung. 
Courſe wenig geändert, Amerikaner N N 1 

Privatdepeſchen aus New⸗Hork vom 24. d. Abends melden: Wechſel⸗ 
cours auf London 151%, Goldagio 38%, Bonds 109. 

Hamburg, 24. Nov., Rahm. 2 Uhr 30 Min. Fonds leblos. Valuten 
ſchwach behauptet. Schluß⸗Courſe: National⸗A 52. Oeſterr. Crevit⸗ 
Actien 58%. Oeſterr. 1860er Looſe 63. Mericaner —. Vereinsbank 110, 
Norddeutſche Bank 120. Rheiniſche 115. Nordbahn 78%, Altona⸗Kieler 
BE N neue A ae — 75 5 gie Muff. Prämien: Ans 

e 844. 56 r Ruſſ. Prämien⸗Anlei — — t. Verein. Staaten⸗ 
Anleihe pr. 1882 68%. Disch 3% 6... ” 

Samburg, 24. Nov. [Getreidemarkt.] Feſt, aber ruhig. Weizen 
pr. Novbr.⸗Dezbr. 5400 Pfd. netto 156 Bancothaler Br., 155 Gld., pr. De 
Januar 152 Br., 151 G. Roggen ab Aanipeberg pr. April⸗Mai 82—83% 
bezahlt, zu 83—84 zu haben. Pr. Nov.⸗Dezbr. 5000 Pfd. Brutto 90 Br., 
89 Gld., A Jin 90 Br. 89 Gld. Del flau, loco 26%, pr. Mai 27%. 
Kaffee zubig. Zink 4000 Ctr., pr. Frühjahr 14 Mk. 3 Sch. — Regen. 

„Liverpool, 24. Nobbr., Mittags. Baumwolle: 12,000 Ballen Umfas. 
Middling amerikaniſche 14%, middling Orleans 14%, fair Dhollerah 10%, 
good middling fair Dhollerah 10%, middling Dhollerah 9%, Bengal 7%, 
Oomra 10%. Günſtige Stimmung. 

1 24. November. Petroleum, raff. Type, weiß, 58 Fres. 
per o. 

aris, 24. November, 1 Sehe, ale Uhr. Rüböl pr. November 101, 00, 

ezember 101, 50, pr. Januar⸗April 101, 50. Mehl pr. Novbr. 73, 00, 

Januar » April 75, 50. Spiritus pr. Dezember 62, 50. 
London, 23. November. Getreidemarkt (Schlußbericht). Englischer 
und fremder Weizen zu hoͤchſten Preiſen verkauft; in Gerſte gingen Vers 
käufe langſam vor ſich. n gute alte Waare zu höoͤchſten Montags 
etter. 


pr, 
pr. 


preifen gefragt. — Trübes 
Berliner Börse vom 24. November 1866. 


Bisenbahn-Stamm-Aotlen. 
Dividende pro 1864 


Fonda- und Qsid-Gourse, 
Freiw. Staats-Anl. ln 
103%, bz. 


Staats-Anl. von 18585 
dito We. 5 89% ba. 


dito 4 691% br. Aacken-Mastrich I- 3114 bs. 
dito 1854 4½ 88 4 bz, &materd.-Rottd..| 6% — 165 br. 
dito 1855/41, 96%, ba. Borg. Märkische ie 9 162%, be 
dito 1859141/,,98%, dz. Berlin-Anhalt, II 13 9 bz 
eite 1867 4½ 88%, ba. Berlin-Görlitz./—— 71 bx. 
dito 1880 4½ 98% ba. dito St.-Prior.] — — 8. 
dito 1384.41, 88 ½ ba Berlin -Famburg|!" 14 159%, ba. 

Staats- Schuldscheine zg 85 . Berl. -Poisd.-Mgd]!6 1 46, 

Präm.-Anl. von 1888 8½ 119% he, Berlin-Btettin., .|_' — 178 bz. 

Berliner Stadt-Oblig. 4 1½ 103 ½% B. Böhm.-Westb. . 6 5 81 bz. 

„ur- u. Noumärk. 1% 70 Bresian-Freib, , 82 9 1424, B 

$ (Pommersche 445 70 bz Göln-Minden 45% | — 148% bz 

) Posensche. . . —— Üosel-Oderberg ‚| 9a 2, 54 br 

SI d Tl — — dito St.-Prier| — | 2 

2 . ue . 41½ 88%, br. — 

2. \öchiesische. ..... 86% 6. — 

„Kur- u. Noumärk. vos bz. 10 

20 cott be. 15 

2 \Posensche,..... 4 89% bs. 2 

3 Preussische. ..... 4 9016 bz 7 
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Sacheis 
Schlesische. 4 


Ausländische Fonds. 


Oesterr. Metalliques s 46% B 
dits Nat.-Anl. 6 52 bz 
dito Lot.-A. v. 50% |63%, a ½ bz 
dito dite 64.— B. 
dito sex Pr.-A. 4 


Ital. neue öpros. Anl. 5 83 
Buas, Engl. Anl. 1825 a 
dito Boll. Anl. 1884|5 87 


man und der Minifter Campbell find Sonnabend nach Vera⸗Cruz ab- ter ggadbe iii Ber. in . 
gereiſt. — General Ortega und ſeine Begleitung ſind in Brazo de Un Us" 
Santiago verhaftet worden. — Der Dampfer „Auſtralaſtan“ bringt] Korbes. 40 Thür. Ob. 154% du. —— 
eine Baarfracht von 162,500 Dollars. F 1 be S 
# : j ‚ St.-Anl... be. 7 : 
Petersburg, 25. Novbr. Aus Konftantinopel find Nachrichten 5 a er 1% le 176. 
vom 20. d. Mts. eingelaufen, nach welchen die Mittheilungen verſchie⸗ dee e. ih 3 Hua A 
dener Journale über eine beabfichtigte Vereinigung der griechiſchen Kirche “2 Er? Audi ya "7, 16 22 
mit der romiſch⸗katholiſchen für unbegründet erklärt werden; ebenfo | alte Ina bz 3 5 72%. 
wenig beſtätigt ſich die Nachricht von einer Note der Großmächte in] enten. . „Il I - a 1 8 G. 
Betreff des Hatt⸗Humayum. — Fünf Bataillone ſind von Alexandrien up } 2 9 1 G. 
nach Candia expedirt worden. dito 1 sin — 0 | e . Se 
Bukareſt, 23. Nov. Die Kammern werden am näͤchſten Dindtag| 4 92 FE zn 121 b. 
eröffnet werden. — Wie man erfährt, haben bei dem Empfange des] dos 1. 1 — u — 4 ei 1 “a 
Fürſten Carl auf der Reife durch die Provinzen namentlich die befiarabi: | «ar. Inawiged.... = 116 6. — 
ſchen Diſtricte ſich ausgezeichnet, um durch glänzende Ovationen ihre An⸗ deze r g ba r 
hänglichkeit an den Fürſten und an Rumänien zu manifeſtiren. dito 4 4 515 4 65 im. 
170 8 08 NN re 1. 
— . . — — f nette „ 4 199% br, 
[Breslauer Börſe vom 26 November.] Schluß ⸗Courſe.] 1 Uhr Öbersehlan, & 4|- - “fe RER 
Nachmittags. Nuſſiſch Bapierged 80 — , bez. Oeſterr. Banknoten 79% an a Ba a 
—%—% bez. u. Br. Schleſ. Rentenbriefe 91% bez. Schleſ. Pfandbrieſe dito — 4 eee be u B 
87 bez. Oeſterr. National⸗Anleihe 52% Gld. Freiburger 142% Br. Neiſſe⸗ — 22 1110 % 
Brieger —. Hberſchleſ. Litt. A. und 6. 173% Gl. Wilbelmsbahn | „eo... 1 * 
52 Br. Oppeln⸗Tarnowitzer 76% Br. Oeſterr. Creditb.⸗Actien 59% Gld.] Oest. eüdt, St.-. + 5 0 
Schleſ. Bank⸗Verein 114 Br. 1860er Looſe 63% Gld. Amerikaner 75% — | Rhein v. et car 4 BB 6% 8 . br. u. B. 
76—75% bez. Warſchau⸗Wiener 61% Br. Minerva 30%- Br. menen < . 
RER 3 — 5 . 4 . Weehsel- Course. N 
etzungen der polizeilichen Commiſſion pr. effel in Silbergroſchen. Amsterdam 250 10T. ba. 4 100 Fl. . 4 M. 56. 0 b. 
“ein mittel. edin. fein mittel ordin, di 1. 11 5 ae bai . f 85 
Weizen, weißer. 93—99 87 83-81 Gerſte 5860 55 50 8 „ze, b h 1 . be. Frankfurt aM. JA. f W bu. 
do. gelber 89—93 86 25781 Hafer... 34 33 381380525 % We e 
Roggen 69—70 68 67 Erbſen 68—72 64 55 60 im N 8 T. 29% br. Warachiau 9 $.-R, . . % T. a0 bz. 
! 2 M. 78 & bs. Bremen 100 Thir.Goldls T. Ho ba. 


8 R 5 enen, 

interrübfen.. 192 182 170 ; R 

Sommerrübſen 172 162 152 \ vr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
150 


. 170 160 5 
Loco - (Kartoffel-) Zpiritus vr. 100 Ort, bei 80% Tralles 

16% bez. u. Br., % Gd. 
Officiell gekündigt: Chr. Weisen. 1000 Ctr. Roggen. — Ctr. Hafer 
— Ctr. Rapskuchen. 100 Ctr. Rüböl. — Ctr. Leinsl. 5,000 rt. Spiritus. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 24. November, Nachm. 3 Uhr. 2 j 
und ſchloß in träger, unbelebter Haltung zur Notiz. Conſols von Mittags 1 
Uhr waren 88% gemeldet. Schluß ⸗Courſe: Zproc. Rente 69, 45. Ital. 
dproc Rente 56, 05. Iproc. Spanier —. Iprot. Spanier —. Oeſterr. Ste at 
Eiſenbahn⸗Aktien 407, 50. Erevit⸗Mob.⸗Aktien 587,50, Lombard. Ciler bahn⸗ 
Aktien 408, 75. Oeſterreich. Anleihe von 1865 pr. cpt, 321, 25. 6% Ver. 
St. pr. 1882 79%. - 

London, 24. Nobbr., Nachm. 4 Uhr Wetter ſchön. Schluß⸗Courſe; 
Confols 88 ,. iprocentige Spanier 31%. Sardinier 74. Italien. 5% 
Rente 55. Lombarden —. Mexicaner 18%. öproc. Ruſſen 86. Neue Ruſſen 
86. Silber —. Türk. Anleihe 1865 3377. proc. Verein. Staaten⸗Anleihe 


t. Credit⸗ 
cee , 


5 lich feſt jed 
2m, at tot 


. Bankantbeile 650, . Credit⸗ 139. Darmſt. 
Ace 210 l. Menger bat Helen —. Oeſterreich.⸗Fr. Staats⸗ 


Die 3% eröffnete zu 69, 60] Frag 


des Vorſtandes des 9, Mahl: Bezirkes, 
zungs⸗ und Exſatzwahlen, heißen: Mittwoch den 28. Nobbr. Nachmittags 


drei Mal ſtatt 28. Wahl⸗Bez 


empfiehlt ſich bei Einkaufen zum bevorjtehenden 


. u ri A 


——— 
ah u. 1 a ene W be deres RN — Ther⸗ 
omet 1! Grad Wärme, dherrſchend ruhiger Stimmung 
ben ſich am heutigen Markte die Getreidepreife nur im Allgemeinen — 


hauptet' 1 
Wei jen ſchwach preishaltend, Pr. 70 fd. ſchleſiſcher weißer 8399 Sgr., 
gelber 8 i 2— Sgr. über Notiz bezahlt, — Roggen 
.67—85 Sor, feinſte Sorten über Notiz 
„pr. 74 Pfd. weiße 58—60 Sgr., gelbe 50—15 Sgr., 
lt. — Hafer rubiger, pe. 50 Pfund 32 bis 
Notiz bezahlt. — Erbſen gut beachtet. — 
Wicken ae Fangen ge N = wein ohne 
e. — A efragter. — aglein tet, 
Rapstuchen begehrt, 51—53 Sgr. pr. Gtr. 5 ee 


Geſtern Abend dericied janft nach längerem Leiden unjer guter Fate, 
Vater, Bruder Schiwieger: und Großvater, 11 M. 3. Neumann. Dies 
zeigen ſtatt beſonderer en ſtille Theilnahme bittend, an: 

Breslau, den 25. Novbr. 1866. Die Hinterbliebenen. 


Die Beerdigung findet Montag den 20. Nodbr., Nachmittags 2 
ſtatt. Trauerhaus: Sonnenſtraße Nr. 20. £ (dose) . 


Berichtigung. In der geftrigen Zeitung foll es in der Beanntmachung 
etreffend die Stadtverordneten⸗Ergän⸗ 


2 bis 4 Uhr, ftatt Vormitiags. — Auch iſt in der erſten Bekanntma 
28. Wahl ee — 25. Wahl⸗Bezirk are! —.— 7254 
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76 Nikolaiſtraße, aer en⸗Ecke, [4493] 
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Druck von Graß, Barth und Comp. (W. ) in Breslau. 
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einer geneigten Beachtung. 
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